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97 Bekanntmachung 
der neuen Faſſung des Verſorgungsgeſetzes und des Altrentnergeſetzes. 
Vom 26. 8. 1924, 


Auf Grund des § 6 des Geſetzes betreffend Einführung deutſcher Geſetze zur Abänderung des 
Reichsverſorgungsgeſetzes und anderer Verſorgungsgeſetze vom 4. 4. 1924 (Geſetzbl. S. 111) wird das 
Verſorgungsgeſetz und das Altrentnergeſetz in dem für Danzig geltenden Wortlaut nachſtehend bekanntgegeben. 


Geſetz 
über die Verſorgung der Militärperſonen und ihrer Hinterbliebenen bei Dienſtbeſchädigung 
(Verſorgungsgeſetz). 
Anſpruch auf Verſorgung. 
8 1. 

Frühere Angehörige der deutſchen Wehrmacht und ihre Hinterbliebenen, die durch den Verſailler 
Vertrag vom 28. Juni 1919 die deutſche Reichsangehörigkeit verloren und die Danziger Staatsangehörigkeit 
erworben haben, erhalten wegen der geſundheitlichen und wirtſchaftlichen Folgen einer Dienſtbeſchädigung 
auf Antrag Verſorgung. 

82. 

Dienſtbeſchädigung ift die geſundheitſchädigende Einwirkung, die durch militäriſche Dienſtverrichtungen 
oder durch einen während der Ausübung des Militärdienſtes erlittenen Unfall oder durch die dem Militär⸗ 
dienſt eigentümlichen Verhältniſſe herbeigeführt worden iſt. 

Zur Anerkennung einer Geſundheitsſtörung als Folge einer Dienſtbeſchädigung genügt die Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit des urſächlichen Zuſammenhanges. 

Arbeiten, zu denen Angehörige der deutſchen Wehrmacht in unverſchuldeter Kriegsgefangenſchaft 
verwendet werden und die dieſer Kriegsgefangenſchaft eigentümlichen Verhältniſſe werden dem Militärdienſt 
und den dieſem Dienſt eigentümlichen Verhältniſſen gleichgeſtellt. Die Angaben des Beſchädigten, die ſich 
auf Vorgänge bei der Gefangennahme und in der Kriegsgefangenſchaft beziehen, find der Entſcheidung 
zugrunde zu legen, ſoweit nicht die Umſtände des Falles entgegenſtehen. Ein gleiches gilt in den Fällen, 
in denen Akten oder Teile dieſer ohne Verſchulden des Beſchädigten oder der Hinterbliebenen verloren 
gegangen ſind und nicht erſetzt werden können. Finden ſich die Akten wieder, ſo kann eine Nachprüfung 
der getroffenen Entſcheidung auf Grund der Akten erfolgen. 

Eine vom Beſchädigten abſichtlich herbeigeführte geſundheitſchädigende Einwirkung gilt nicht als 
Dienſtbeſchädigung. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 17. 9. 1924). 


7 N 8 8. 

Die Verſorgung umfaßt: 

Heilbehandlung, Krankengeld und Hausgeld (88 4 bis 20), 

ſoziale Fürſorge (58 21 bis 23), 

. Rente (88 24 bis 30), Pflegezulage (§ 31) und Zuſatzrente (88 88 bis 95), 
„Beamtenſchein (§ 33), 

Sterbegeld und Gebührniſſe für das Sterbevierteljahr (88 34 und 35), 
„Hinterbliebenenrente (88 36 bis 50) und Zuſatzrente (88 88 bis 95). 


Heilbehandlung, Krankengeld und Hausgeld. 


8.4. 

Heilbehandlung wird einem Beſchädigten, deſſen Anſpruch auf Rente anerkannt worden iſt, gewährt, 
um eine durch Dienſtbeſchädigung verurſachte und den Rentenanſpruch begründende Geſundheitsſtörung oder 
Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit zu beſeitigen oder weſentlich zu beſſern, eine Verſchlimmerung zu ver 
hüten oder körperliche Beſchwerden zu beheben. 

Rechtfertigen die Folgen einer anerkannten Dienſtbeſchädigung den Bezug einer Rente nicht, ſo iſt 
Heilbehandlung zu gewähren, wenn dadurch eine Verſchlimmerung des durch die Dienſtbeſchädigung ver- 

urſachten Leidens verhütet wird. 

Die Heilbehandlung ſowie Krankengeld und Hausgeld kann auch vor der Anerkennung des Renten 
anſpruchs gewährt werden. 

Für Beſchädigte, die dauernder Pflege bedürfen, ohne daß die Vorausſetzungen des Abj. 1 gegeben 
ſind, kann der Staat die Koſten der Anſtaltpflege unter entſprechender Anrechnung der Verſorgungsgebührniſſe 
übernehmen, wenn geeignete Pflege ſonſt nicht gewährt werden kann. 

Inwieweit Beſchädigte, die ſich im Ausland aufhalten, Heilbehandlung oder an ihrer Stelle eine 
Unterſtützung erhalten, wird durch Vorſchriften geregelt, welche der Senat erläßt. ’ 

85. 
Die Heilbehandlung umfaßt ärztliche Behandlung, Verſorgung mit Arznei und anderen Heilmitteln 
ſowie die Ausſtattung mit Körpererſatzſtücken, orthopädiſchen und anderen Hilfsmitteln, die erforderlich find, 
um den Erfolg der Heilbehandlung zu ſichern oder die Folgen der Dienſtbeſchädigung zu erleichtern. 

An Stelle der im Abf. 1 vorgeſehenen ärztlichen Behandlung, Verſorgung mit Arznei und anderen 
Heilmitteln können Kuren und Verpflegung in einer Heilanſtalt (Heilanſtaltpflege) oder, wenn andere 
Behandlungsverfahren keinen genügenden Erfolg haben, oder in abſehbarer Zeit erwarten laſſen, Kur und 
Verpflegung in einem Badeorte (Badekur) gewährt werden. 

Blinde erhalten einen Führerhund. 
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8 6. 

S Mit Zuſtimmung des Beſchädigten kann ihm Hilfe und Wartung durch Krankenpfleger, Kranken- 
ſchweſtern oder andere Pflegekräfte (Hauspflege) gewährt werden, wenn die Aufnahme des Beſchädigten in 
eine Heilanſtalt geboten, aber nicht ausführbar iſt, oder wenn ein wichtiger Grund vorliegt, den Beſchädigten 

in ſeiner Familie zu belaſſen. 155 

* Die Körpererſatzſtücke, orthopädiſchen und anderen Hilfsmittel ſind in erforderlicher Zahl zu gewähren; 

"fie müſſen den perſönlichen und beruflichen Bedürfniſſen des Beſchädigten angepaßt ſein. 4 

ER Der Beſchädigte hat Anſpruch auf Inſtandſetzung und Erſatz der Hilfsmittel, wenn ihre Unbrauchbarkeit 

3 1 80 nicht auf Mißbrauch, auf Vorſatz oder auf grobe Fahrläſſigkeit des Beſchädigten zurück 
zuführen iſt. 

Die Bewilligung der Hilfsmittel kann davon abhängig gemacht werden, daß der Beſchädigte fie ſich 

anpaſſen läßt oder ſich, um mit ihrem Gebrauche vertraut zu werden, einer angeordneten Ausbildung unter“ 


ir Zn Sud 
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zieht. Der Erſatz eines unbrauchbar gewordenen Hilfsmittels kann abgelehnt werden, wenn es nicht zurück⸗ 
erſtattet wird. Bei wertvollen Hilfsmitteln kann ein Eigentumsvorbehalt gemacht werden. 

Für die Beſchaffung und den Erſatz von Führerhunden gelten dieſe Vorſchriften entſprechend; 
zum Unterhalte des Hundes werden in Orten 


der Ortsklaſſe A 170,10 8 
N 15 B und C 157,95 8 
EN 145,80 8 
jährlich gewährt. 
8 8 


Körpererſatzſtücke, orthopädiſche und andere Hilfsmittel ſowie die Führerhunde für Blinde werden 
vom Staate geliefert. 

Badekuren gewährt der Staat. . 

Im übrigen wird die Heilbehandlung einſchließlich der Heilanftaltpflege und der Hauspflege durch 
die Krankenkaſſen gewährt. Soweit weder eine Krankenkaſſe der Reichsverſicherung noch eine Knappſchafts⸗ 
krankenkaſſe oder eine Erſatzkaſſe nach Geſetz oder Satzung zur Leiſtung der Heilbehandlung verpflichtet iſt, 
hat die Heilbehandlung des Beſchädigten, wenn er Mitglied einer dieſer Kaſſen iſt, durch dieſe, ſonſt durch 
die Allgemeine Ortskrankenkaſſe oder, wo eine ſolche nicht beſteht, durch die Landkrankenkaſſe ſeines Wohnorts 
zu erfolgen. Während der Heilbehandlung iſt der Beſchädigte der Krankenordnung und den Straf⸗ 
beſtimmungen der Kaſſe unterworfen, auch wenn er nicht ihr Mitglied iſt. 

Die Heilbehandlung wird ſolange fortgeſetzt, als ſie eine Beſſerung des Geſundheitszuſtandes oder 
eine Steigerung der Erwerbsfähigkeit erwarten läßt oder beſondere Heilmaßnahmen zur Verhütung einer 
Verſchlimmerung oder zur Behebung körperlicher Beſchwerden erforderlich ſind. 

Streitigkeiten werden in dem in der Reichsverſicherungsordnung für die Krankenverſicherung vor⸗ 
geſchriebenen Spruchverfahren entſchieden. N 

Beſondere Vereinbarungen zwiſchen Krankenkaſſen und Arzten zur Sicherſtellung der ärztlichen 


f Behandlung, die den Krankenkaſſen nur nach dieſem Geſetz obliegt, bedürfen der Zuſtimmung des Senats. 


Das gleiche gilt für die entſprechenden Vereinbarungen zur Sicherſtellung der Heilanſtaltpflege und der Ver⸗ 
ſorgung mit Arznei und kleineren Heilmitteln. 
An Stelle der Krankenkaſſen kann der Staat die Heilbehandlung einſchließlich der Heilanſtaltpflege 
und der Hauspflege ſelbſt durchführen. 
89. 

Der Senat iſt ermächtigt, öffentliche Kranken- und Pflegeanftalten zu verpflichten, einen beſtimmten 
Teil ihrer Betten gegen angemeſſene Vergütung für die Heilbehandlung und Pflege der Beſchädigten zur 
Verfügung zu ſtellen. Der Senat kann einheitliche Grundſätze hierfür aufſtellen. 

a 9 10. 
Wird bei einer Krankenkaſſe die ihr nur nach dieſem Geſetz obliegende Heilbehandlung dadurch 
ernſtlich gefährdet, daß die Kaſſe keinen wege zu angemeſſenen Bedingungen mit einer ausreichenden 
Zahl von Arzten ſchließen kann, oder daß die Arzte den Vertrag nicht einhalten, ſo ermächtigt die Ver⸗ 
ſorgungsbehörde die Kaſſe auf ihren Antrag widerruflich, ſtatt der Heilbehandlung eine bare Leiſtung bis zu 
zwei Dritteln des Durchſchnittsbetrages ihres geſetzlichen Krankengeldes zu gewähren. 
Die Verſorgungsbehörde kann zugleich beſtimmen, 2 5 
1. wie der Zuſtand des Beſchädigten, der die Leiſtungen erhalten ſoll, anders als durch ärztliche 
Beſcheinigungen nachgewieſen werden darf, 158 

2. daß die Kaſſe ihre Leiſtungen ſolange einſtellen oder zurückbehalten darf, bis ein ausreichender 
Nachweis erbracht iſt, a 0. 0 

3. 2 welchen Vorausſetzungen die Kaſſe die Beſchädigten, denen ſie Heilbehandlung nach dieſem 
Geſetz zu gewähren hat, in ein Krankenhaus verweiſen darf. 
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8 11. 6 ü 
| Zur Gewährung der Heilanftaltpflege bedarf es der Zuſtimmung des Beſchädigten, wenn er einen 
eigenen Haushalt hat oder Mitglied des Haushalts ſeiner Familie iſt. 

Bei einem Minderjährigen, der das 16. Lebensjahr vollendet hat, genügt ſeine Zuſtimmung. 

Der Zuſtimmung bedarf es nicht, wenn 

1. die Art der Beſchädigung eine Behandlung oder Pflege verlangt, die in der Familie des Be— 
ſchädigten nicht möglich iſt, 

2. die Krankheit anſteckend iſt, 

3. der Beſchädigte wiederholt der Krankenordnung oder den Anordnungen des behandelnden Arztes 
zuwider gehandelt hat, 

4. der Zuſtand oder das Verhalten des Beſchädigten eine fortgeſetzte Beobachtung erfordert. 

In den Fällen des Abſ. 3. Nr. 1, 2 und 4 ſoll möglichſt Heilanſtaltpflege gewährt werden. 


; § 12. 

Wird die Heilbehandlung weder in einer Heilanſtalt noch als Badekur gewährt, jo erhält der Be⸗ 
ſchädigte, wenn keine der im 8 8 Abſ. 3 genannten Kaſſen zur Zahlung verpflichtet iſt, Krankengeld, ſo— 
weit dieſes nach Geſetz oder Satzung von der zur Leiſtung der Heilbehandlung verpflichteten Krankenkaſſe 
ihm als verſicherungspflichtigem Mitglied zu zahlen wäre. 

Die Höhe des Krankengeldes iſt ſo zu bemeſſen, als ob der Beſchädigte der Krankenkaſſe freiwillig 
beigetreten wäre. Er erhält nur Krankengeld, ſoweit ſein Einkommen durch die Erkrankung gemindert iſt. 
Bezieht der Beſchädigte neben dem Krankengeld eine Rente nach dieſem Geſetze, ſo darf das Krankengeld 
nur in der Höhe gezahlt werden, daß Krankengeld und Rente zuſammen den Betrag der Vollrente (8 27 
Abſ. 4), der Ortszulage ($ 51) und der Teuerungszulage ($ 87) nicht überſteigen. 


* 
8 13. 

Während der Heilanſtaltpflege wird die Rente weitergezahlt. Bezieht ein Beſchädigter eine Rente 
für eine Minderung der Erwerbsfähigkeit um weniger als 80 vom Hundert der Vollrente, ſo wird während 
der Heilanſtaltpflege den Angehörigen, deren Ernährer er iſt, der Unterſchied zwiſchen ſeiner Rente und der 
Rente für eine Minderung der Erwerbsfähigkeit um 80 vom Hundert einſchließlich der Zulagen als Haus- 
geld gewährt, inſoweit das Einkommen des Beſchädigten durch die Erkrankung gemindert iſt. 

Auf das Hausgeld iſt ein aus einer Krankenkaſſe der Reichsverſicherung oder aus einer Knapp‘ 
ſchaftskrankenkaſſe oder Erſatzkaſſe gewährtes Hausgeld oder Krankengeld anzurechnen. 

Ferner wird dem Beſchädigten im Falle des Bedürfniſſes eine Zuſatzrente (§ 88 bis 95) gewährt; 
außerdem kann ihm eine beſondere Unterſtützung bewilligt werden. 

Während einer Badekur können Hausgeld, Zuſatzrente und Unterſtützung nach den Vorſchriften der 
Abſ. 1 bis 3 gewährt werden. 

§ 14. 

Sind die Krankenkaſſen nicht nur nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes verpflichtet, Heilbehandlung 
und Krankengeld zu gewähren, jo wird ihnen für ihre Aufwendungen bis zum 1. April 1926 Erſatz geleiſtet. 
Bei Heilanſtaltpflege beträgt der Erſatz bis zum 1. April 1923 drei Viertel, ſodann zwei Drittel, bei ſonſtigen 
Heilbehandlungen bis zum 1. April 1923 die Hälfte, ſodann ein Drittel des ſatzungsmäßigen Krankengeldes. 
Daneben wird der Aufwand für kleinere Heilmittel erſetzt. Die am 1. April 1923 und am 1. April 1926 
laufenden Heilbehandlungsfälle werden von dieſer Befriſtung nicht berührt. 

Der Erſatz wird nur gewährt, wenn der Zuſammenhang der Krankheit mit einer Dienſtbeſchädigung 
vor dem Beginne der Heilbehandlung anerkannt war; wird dieſer Zuſammenhang erſt während der Heil 
behandlung anerkannt, ſo wird der Erſatz nur für die auf die Anerkennung folgende Zeit geleiſtet. Tritt 
eine Dienſtbeſchädigung erſt nach dem 1. April 1920 ein, jo wird der Erſatz bis zum Ablauf der auf die 
Dienſtbeſchädigung folgenden drei Kalenderjahre, jedenfalls aber bis zum 1. April 1926 gewährt. 


„„ 


393 


§ 15. 

Soweit die Krankenkaſſe nur nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes verpflichtet iſt, Heilbehandlung 
einſchließlich Heilanſtaltpflege und Hauspflege ſowie Krankengeld und Hausgeld zu gewähren, werden ihr die 
entſtandenen Koſten und der entſprechende Anteil an den Verwaltungskoſten erſetzt. Die Koſten für die Heil- 
behandlung und die Verwaltungskoſten können in Pauſchbeträgen erſetzt werden. 


8 16. 

Erſatzanſprüche, die auf den Vorſchriften des § 15 beruhen, ſind von der Krankenkaſſe ſpäteſtens 
14 Tage nach dem Beginne der Heilbehandlung oder nach der erſten Anweiſung des Krankengeldes oder 
Hausgeldes bei der Verſorgungsbehörde vorläufig anzumelden. Werden ſie ſpäter angemeldet, ſo kann für 
die vor der Anmeldung liegende Zeit Erſatz abgelehnt werden. 


8 17. 

Streit über Erſatzanſprüche zwiſchen Krankenkaſſen und Staat wird in dem für die Kranken⸗ 
verſicherung vorgeſehenen Spruchverfahren entſchieden. Die Reviſion iſt hierbei ausgeſchloſſen. Iſt ſtreitig, 
ob die Krankheit mit einer Geſundheitsſtörung zuſammenhängt, die als Folge einer Dienſtbeſchädigung 
anerkannt iſt, ſo wird hierüber in dem Spruchverfahren vor den Verſorgungsgerichten entſchieden. 


8 18. 
Die Verſorgungsbehörden können jederzeit eine neue Heilbehandlung eintreten laſſen, wenn zu 
erwarten iſt, daß ſie den Geſundheitszuſtand des Beſchädigten beſſert. i 


8 19. 

Hat der Beſchädigte eine die Heilbehandlung betreffende Anordnung ohne geſetzlichen oder ſonſt 
triftigen Grund nicht befolgt, und wird dadurch ſeine Erwerbsfähigkeit ungünſtig beeinflußt, ſo kann ihm 
die Rente auf Zeit ganz oder teilweiſe verſagt werden, wenn er auf dieſe Folge ſchriftlich hingewieſen 
worden iſt. s 

Zur Duldung von Operationen, die einen erheblichen Eingriff in die körperliche Unverſehrtheit 
bedeuten, kann der Beſchädigte nicht gezwungen werden. 

8 20. 

Die durch eine Heilbehandlung verurſachten notwendigen Reiſekoſten einſchließlich der Koſten der 
Verpflegung und Unterkunft ſind dem Beſchädigten zu erſetzen. 

f Für die Dauer einer nach § 7 Abſ. 3 Satz 1 angeordneten Anpaſſung oder Ausbildung werden 
außer den Reiſekoſten (Abſ. 1) freie Unterkunft, Verpflegung und Erſatz für entgangenen Arbeits verdienſt in 
angemeſſenem Umfang gewährt. 

Soziale Fürſorge. 
8 21. 

Der Beſchädigte hat Anſpruch auf unentgeltliche berufliche Ausbildung zur Wiedergewinnung oder 
Erhöhung der Erwerbsfähigkeit, inſoweit er durch die Dienſtbeſchädigung in der Ausübung ſeines Berufs 
oder in der Fortſetzung einer begonnenen Ausbildung weſentlich beeinträchtigt iſt. 

Die Berufsausbildung wird unter der Vorausſetzung der Eignung und eifrigen Arbeit des 
Beſchädigten innerhalb der Höchſtdauer eines Jahres bis zur Erreichung ihres Zieles gewährt. In geeigneten 
Fällen kann ſie über dieſen Zeitpunkt hinaus ausgedehnt werden. 

Über den Anſpruch auf berufliche Ausbildung entſcheidet die Hauptfürſorgeſtelle der Kriegs⸗ 
beſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge oder die von ihr beauftragte Stelle. Über einen Einſpruch 
gegen dieſe Entſcheidung entſcheidet der Beirat der Hauptfürſorgeſtelle endgültig. 

8 22. f 

Die Fürſorgeſtellen der Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegs hinterbliebenenfürſorge ſind, abgeſehen von 

den Vorſchriften des § 21, verpflichtet, den Beſchädigten und den Hinterbliebenen bei der Wahl eines 
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geeigneten Berufs, bei der Berufsausbildung und bei der Unterbringung ſowie Erhaltung im Erwerbsleben 
beizuſtehen und behilflich zu ſein, die Folgen einer erlittenen Dienſtbeſchädigung oder des Verluſtes des 
Ernährers nach Möglichkeit zu überwinden oder zu mildern. 

Für die Durchführung der Fürſorge gelten die Richtlinien, die der Reichsausſchuß der Kriegs⸗ 
beſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge nach 8 4 Abſ. 1 Nr. 1 der Verordnung über die ſoziale 
Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge vom 8. Februar 1919 Reichsgeſetzbl. S. 187) erlaſſen 
hat oder die der Senat erlaſſen wird. Dahingehende Anordnungen ſind dem Ausſchuß des Volkstages für 
ſoziale Angelegenheiten unverzüglich zur Kenntnis vorzulegen. 


8 23. 

Die Fürſorgeſtellen ſind ermächtigt, mit den Krankenkaſſen Vereinbarungen über die Heilfürſorge 
für bedürftige nichtverſicherte Kriegshinterbliebene zu ſchließen. Der Vertrag bedarf der Zuſtimmung des 
Oberverſicherungsamtes und der Hauptfürſorgeſtelle. In dem Vertrage kann vereinbart werden, daß die 
Krankenkaſſen gegen Erſatz der entſtandenen Koſten und eines entſprechenden Anteils an den Verwaltungs- 
koſten Sachleiſtungen der Krankenverſicherung für erkrankte von den Fürſorgeſtellen überwieſene Hinter⸗ 
bliebene gewähren. 


In dieſe Vereinbarungen iſt die Heilbehandlung von Ehefrauen und anderen Perſonen einzubeziehen“ 
die die unentgeltliche Wartung und Pflege von Pflegezulageempfängern nicht nur vorübergehend übernommen 
und auf Grund anderer geſetzlicher Vorſchriften einen Anſpruch auf Heilbehandlung nicht haben. 


Rente. 
8 24. 

Der Beſchädigte hat Anſpruch auf Rente, ſolange infolge einer Dienſtbeſchädigung ſeine Erwerbs⸗ 
fähigkeit um wenigſtens 25 vom Hundert gemindert oder feine körperliche Unverſehrtheit ſchwer be⸗ 
einträchtigt iſt. 

Außerdem wird dem Beſchädigten im Falle des Bedürfniſſes eine Zuſatzrente (88 88 bis 95) gewährt. 


8 25. 


Die Erwerbsfähigkeit gilt inſoweit als gemindert, als der Beſchädigte infolge der Beſchädigung 
nicht mehr oder nur unter Aufwendung außergewöhnlicher Tatkraft fähig iſt, ſich Erwerb durch eine Arbeit 
zu verſchaffen, die ihm unter Berückſichtigung ſeiner Lebensverhältniſſe, Kenntniſſe und Fähigkeiten billiger⸗ 
weiſe zugemutet werden kann. 

Die Verdienſtverhältniſſe bilden keinen Maßſtab. 

Die ſchwere Beeinträchtigung der körperlichen Unverſehrtheit wird einer Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit von 25 bis einſchließlich 50 vom Hundert gleichgeachtet, wenn die Erwerbsfähigkeit nicht oder nur 
in geringerem Maße als um 50 vom Hundert gemindert iſt. 


& 26. 
Für die Bemeſſung der Rente ſind maßgebend: 
1. die Minderung der Erwerbsfähigkeit (88 24, 25 und 27), 
2. der Beruf ($ 28), 
3. der Familienſtand (88 29 und 30), 
4. der Wohnſitz (§ 51) 
des Beſchädigten. 


395 
§ 27. 
An Grundrente und Schwerbeſchädigtenzulage werden jährlich gewährt: 
bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 


Grundrente Schwerbeſchädigten⸗ 
um 30 vom Hundert 72,90 8 zulage 
3 40 6 1 97,20 „ 
„ 50 1 121,50 „ und 24,30 G 
„ 60 " " 145,80 " " 36,45 „ 
5 70 6 5 170,10 „ „ 60,75 „ 
10 S0 hi 0 8c 194,0 „ „ 97,20 „ 


490 5 218,70 „ „ 145,80 „ 
bei Erwerbsunfähigkeit 243 G Grundrente und 243 G Schwerbeſchädigtenzulage. 
Die vorſtehenden Hundertſätze ſtellen Durchſchnittsſätze dar; eine um 5 vom Hundert geringere 
Minderung der Erwerbsfähigkeit wird von ihnen mit umfaßt. 


Wer in ſeiner Erwerbsfähigkeit um mehr als 90 vom Hundert beeinträchtigt iſt, gilt als 


erwerbsunfähig. 
Die Vollrente im Sinne dieſes Geſetzes beſteht aus der Grundrente, der Schwerbeſchädigtenzulage 
(Abſ. 1) und der Ausgleichszulage (8 28), ſoweit fie einem Beſchädigten bei Erwerbsunfähigkeit zu 
gewähren ſind. 
Blinde erhalten die Vollrente. 
f 8 28. N 

Die Beſchädigten erhalten eine Ausgleichszulage von 35 vom Hundert der nach 8 27 Abſ. 1 zu 

gewährenden Gebührniſſe, wenn ſie vor dem Eintritt in den Militärdienſt oder als Angehörige der Wehr⸗ 
macht einen Beruf ausgeübt haben, der erhebliche Kenntniſſe und Fertigkeiten erfordert. Die Ausgleichs⸗ 
zulage wird auf 70 vom Hundert der genannten Gebührniſſe erhöht, wenn der Beruf erhebliche Kenntniſſe 
und Fertigkeiten und ein beſonderes Maß von Leiſtung und Verantwortung erfordert. 

Die Ausgleichszulage wird auch gewährt, wenn nur die Beſchädigung den Beſchädigten hindert, 
einen Beruf auszuüben, den er ſonſt nach ſeinen Lebensverhältniſſen, Kenntniſſen und Fähigkeiten hätte 
erreichen können und nach dem bisher betätigten Arbeits- und Ausbildungswillen vorausſichtlich auch aus⸗ 
geübt hätte, oder wenn er nur unter Aufwendung außergewöhnlicher Tatkraft einen ſolchen Beruf erreicht hat. 


8 29. 


Dem verheirateten Beſchädigten, deſſen Erwerbsfähigkeit infolge Dienſtbeſchädigung um mindeſtens 

50 vom Hundert gemindert iſt (Schwerbeſchädigten), wird eine Frauenzulage gewährt. Sie beträgt 10 vom 
Hundert der ihm nach den 88 27 Abſ. 1 und 28 zuſtehenden Gebührniſſe. 
§ 30. 

Für jedes eheliche Kind wird bis zur Vollendung des 18. Lebensjahrs dem Beſchädigten eine 
Kinderzulage in Höhe von 20 vom Hundert der nach den 88 27 Abſ. 1 und 28 zuſtehenden Gebührniſſe 
gewährt. 

Den ehelichen Kindern werden gleichgeftellt: 

1. die für ehelich erklärten Kinder, 

die an Kindes Statt angenommenen Kinder, 

. die Stiefkinder, 

„die Pflegekinder, wenn ſie vor Anerkennung der Folgen der Dienſtbeſchädigung von dem Be⸗ 
ſchädigten unentgeltlich unterhalten worden ſind, 

5. die unehelichen Kinder, wenn ſie vor Anerkennung der Folgen der Dienſtbeſchädigung erzeugt 
worden ſind und die Vaterſchaft des Beſchädigten glaubhaft gemacht iſt. 827 


— 2 


396 

Für uneheliche Kinder, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, und für Stief- und Pflegekinder 
wird die Kinderzulage nur gewährt, ſolange ſie von dem Beſchädigten unentgeltlich unterhalten werden. Die 
Kinderzulage für uneheliche Kinder wird auch auf Antrag des geſetzlichen Vertreters gewährt. 

Iſt ein Kind bei Vollendung des 18. Lebensjahres infolge körperlicher oder geiſtiger Gebrechen 
außerſtande, ſich ſelbſt zu unterhalten, ſo wird die Kinderzulage gewährt, ſolange dieſer Zuſtand dauert und 
der Beſchädigte das Kind unentgeltlich unterhält. Hat das Kind bei Vollendung des 18. Lebensjahres die 
Berufsausbildung noch nicht beendet, ſo kann die Kinderzulage bis zum vollendeten 21. Jahre 
gewährt werden. 

Wenn für dasſelbe Kind mehrere Kinderzulagen nach dieſem Geſetz in Betracht kommen, ſo wird 
nur die günſtigere Kinderzulage gewährt. Iſt der Betrag mehrerer Kinderzulagen gleich hoch, oder ſorgt der 
Beſchädigte nicht für das Kind, ſo beſtimmt die Verſorgungsbehörde, an wen die Kinderzulage zu zahlen iſt. 

Pflegezulage. 
8 31. 

Solange der Beſchädigte infolge der Dienſtbeſchädigung ſo hilflos iſt, daß er nicht ohne fremde 
Wartung und Pflege beſtehen kann, wird eine Pflegezulage von 546,75 G6 Grundbetrag jährlich gewährt; 
iſt die Geſundheitsſtörung ſo ſchwer, daß ſie dauerndes Krankenlager oder außergewöhnliche Pflege erfordert, 
fo iſt dieſe Zulage je nach Lage des Falles auf 729 G oder auf 911,25 G jährlich zu erhöhen. 

Die Zahlung der Pflegezulage wird eingeſtellt, ſolange dem Verſorgungsberechtigten Kur- und Ver⸗ 
pflegung in einer Heilanſtalt (Krankenhaus) gewährt wird; ſie kann ganz oder teilweiſe eingeſtellt werden, 
ſolange Hauspflege gewährt wird. = 
Übergangsgeld. 

§ 32. 

Zur Erleichterung des Überganges in das Erwerbsleben kann einem nicht verſorgungsberechtigten 
Angehörigen der Wehrmacht, deſſen Erwerbsfähigkeit bei dem Ausſcheiden aus dem Militärdienſt infolge 
einer Geſundheitsſtörung gemindert iſt, im Falle der Bedürftigkeit längſtens bis zum Ablauf von drei Jahren 
nach dem Ausſcheiden ein Übergangsgeld gewährt werden. Es darf zwei Drittel der Vollrente (§ 27 Abſ. 4) 
nicht überſteigen. 

ö An Stelle des Übergangsgeldes kann Heilbehandlung einſchließlich Krankengeld (§ 12), Hausgeld 
und Unterſtützung ($ 13) gewährt werden. 
Beamtenſchein. 
8 33. 

Verſorgungsberechtigte, deren Erwerbsfähigkeit infolge Dienſtbeſchädigung um mindeſtens 50 vom 
Hundert gemindert iſt (Schwerbeſchädigte), erhalten neben der Rente einen Beamtenſchein, wenn ſie 

1. infolge ihrer Beſchädigung und unter Berückſichtigung der nach $ 21 zu gewährenden beruflichen 

Ausbildung nachweislich außerſtande ſind, ihren vor dem Eintritt zum Militärdienſt zuletzt aus⸗ 
geübten oder einen anderen Beruf, der ihnen unter Berückſichtigung ihrer Lebensverhältniſſe, 
Kenntniſſe und Fähigkeiten billigerweiſe zugemutet werden kann, in wettbewerbsfähiger Weiſe 
aufzunehmen, und 

2. nach ihrem geſamten Verhalten zum Beamten geeignet erſcheinen. 

Der Beamtenſchein iſt zu verſagen, wenn ein Schwerbeſchädigter infolge nachgewieſener Geiſtes⸗ 
krankheit, ſchweren Siechtums oder anderer ſchwerer Gebrechen eine Beamtenſtelle offenbar nicht wahrnehmen kann. 

Die Grundſätze für die Anſtellung der Inhaber des Beamtenſcheins erläßt der Senat. 

Sterbegeld. 
8 34. 

Stirbt ein Rentenempfänger, ſo wird ein Sterbegeld gewährt. 

Die Höhe des Sterbegeldes richtet ſich nach dem Wohnort des Verſtorbenen. Es beträgt, wenn 
der Tod die Folge einer Dienſtbeſchädigung iſt 
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für die Ortsklaſſe A 182,25 8 
8 N B und C 170,10 G 
ie 5 D 151,88 G 
ſonſt ein Drittel diefer Beträge. Für die Einftufung der Orte in die einzelnen Ortsklaſſen iſt das Orts⸗ 
klaſſenverzeichnis des Senats maßgebend. 

Vom Sterbegelde werden zunächſt die Koſten der Beſtattung beſtritten und an den gezahlt, der die 
Beſtattung beſorgt hat. Bleibt ein Überſchuß, jo find nacheinander der Ehegatte, die Kinder (8 30), der 
Vater, die Mutter, der Großvater, die Großmutter, die Geſchwiſter und Geſchwiſterkinder bezugsberechtigt, 
wenn ſie mit dem Verſtorbenen zur Zeit des Todes in häuslicher Gemeinſchaft gelebt haben. Fehlen ſolche 
Berechtigte, ſo kommt der Überſchuß nicht zur Auszahlung. 

Ein auf Grund anderer geſetzlicher Vorſchriften zu zahlendes Sterbegeld iſt auf den im Abſatz 2 
feſtgeſetzten Betrag anzurechnen. 
8 Überfteigt das Sterbegeld die Koſten der aus öffentlichen Mitteln erfolgten Beſtattung, ſo iſt der 
Überſchuß gemäß Abſ. 3 auszuzahlen. 

Gebührniſſe für das Sterbevierteljahr. 
8 35. 

Stirbt ein Rentenempfänger, ſo werden für die auf den Sterbemonat folgenden drei Monate noch 
die Beträge gezahlt, die dem Verſtorbenen nach den 88 27 bis 30 und 51 zu zahlen geweſen wären. 

Bezugsberechtigt ſind nacheinander der Ehegatte, die Kinder ($ 30), der Vater, die Mutter, der 
Großvater, die Großmutter, die Geſchwiſter und Geſchwiſterkinder, wenn ſie mit dem Verſtorbenen zur Zeit 
des Todes in häuslicher Gemeinſchaft gelebt haben. 

Hat der Verſtorbene mit keiner der im Abſ. 2 bezeichneten Perſonen in häuslicher Gemeinſchaft 
gelebt, fo beſtinmt die Verſorgungsbehörde, ob und an wen die Gebührniſſe für das Sterbevierteljahr zu 
zahlen ſind. 

Hinterbliebenenrente. 
§ 36. 

Iſt der Tod die Folge einer Dienſtbeſchädigung, ſo wird Hinterbliebenenrente, (Witwenrente, 
Waiſenrente, Elternrente) gewährt. 

Außerdem wird den Hinterbliebenen im Falle des Bedürfniſſes eine Zuſatzrente (88 88 bis 95) gewährt. 

8 37. 

Die Witwe erhält 30 vom Hundert der Vollrente, die dem Verſtorbenen im Falle der Erwerbs⸗ 

unfähigkeit bei Lebzeiten zuſtehen würde (Witwenrente). 
Die Witwe erhält 50 vom Hundert, ſolange ſie für ein Kind ſorgt oder ſobald fie das 45. Lebens- 
jahr vollendet hat. 
Die Witwe erhält 60 vom Hundert, ſolange ſie erwerbsunfähig iſt, oder ſobald ſie das 50. Lebens⸗ 
jahr vollendet hat. 

Als erwerbsunfähig gilt die Witwe, die infolge körperlicher oder geiſtiger Gebrechen nicht nur 
vorübergehend außerſtande iſt, durch eine Tätigkeit, die ihr unter Berückſichtigung ihrer Lebensverhältniſſe, 
Kenntniſſe und Fähigkeiten zugemutet werden kann, ein Drittel deſſen zu erwerben, was geſunde Frauen 
derſelben Art mit ähnlicher Ausbildung in derſelben Gegend durch Arbeit zu verdienen pflegen. 

8 38. 

b Im Falle der Scheidung oder der Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erhält die frühere Ehefrau 
des Verſtorbenen Witwenrente ($ 37), wenn der Verſtorbene allein für ſchuldig erklärt, oder wenn die Ehe 
wegen Geiſteskrankheit des Verſtorbenen geſchieden worden iſt. 

8 39. 
Inm Falle der Wiederverheiratung mit einem Danziger Staatsangehörigen erhält die Witwe an 
Stelle der Witwenrente eine Abfindung in Höhe des dreifachen Jahresbetrages der von ihr zuletzt bezogenen 
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Rente. Stirbt innerhalb von zehn Jahren nach der Wiederverheiratung der Ehemann, fo gelten die Vor⸗ 
ſchriften über die Witwenbeihilfe (§ 40) entſprechend. 
Im Falle der Wiederverheiratung mit einem Ausländer oder Staatenloſen erliſcht die Witwenrente; 
doch können die Vorſchriften des Abſ. 1 Anwendung finden. 
8 40. 
Sit der Tod nicht die Folge einer Dienſtbeſchädigung, jo kann der Witwe eines Rentenempfängers 
im Falle der Bedürftigkeit eine Witwenbeihilfe gewährt werden. 
Die Witwenbeihilfe darf zwei Drittel der Witwenrente ($ 37) nicht überfteigen. 


8 41. 

Iſt der Tod die Folge einer Dienſtbeſchädigung, ſo erhalten die ehelichen Kinder des Verſtorbenen 
bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres Waiſenrente. 

Den ehelichen Kindern werden gleichgeſtellt: 

1. die für ehelich erklärten Kinder, 

2. die an Kindes Statt angenommenen Kinder, 

3. die Stiefkinder, 

4. die Pflegekinder, die der Verſtorbene bei ſeinem Tode mindeſtens ſeit der Einziehung zum Militär⸗ 

dienſt oder ſeit einem Jahr unentgeltlich unterhalten, oder für die er Kinderzulage ($ 30) 
bezogen hat, 

5. die unehelichen Kinder, wenn die Vaterſchaft des Verſtorbenen glaubhaft gemacht iſt. 

Iſt ein Kind bei Vollendung des 18. Lebensjahres infolge körperlicher oder geiſtiger Gebrechen 
außerſtande, ſich ſelbſt zu unterhalten, ſo wird die Waiſenrente gewährt, ſolange dieſer Zuſtand dauert. 
Hat das Kind bei Vollendung des 18. Lebensjahrs die Berufsausbildung noch nicht beendet, ſo kann die 
Waiſenrente bis zum vollendeten 21. Jahre gewährt werden. 

Wenn für dieſelbe Waiſe mehrere Waiſenrenten nach dieſem Geſetz in Betracht kommen, ſo wird 
nur die günſtigere Waiſenrente gewährt. 

Die Waiſenrente beträgt für jedes Kind, deſſen Vater oder Mutter noch lebt, 25 vom Hundert, 
für jedes Kind, deſſen Eltern nicht mehr leben, 40 vom Hundert der Vollrente des Verſtorbenen. 


8 42. 
Iſt der Tod nicht die Folge einer Dienſtbeſchädigung, fo kann den Kindern (§ 41) eines Nenten- 
empfängers im Falle der Bedürftigkeit eine Waiſenbeihilfe gewährt werden. 
Die Waiſenbeihilfe darf zwei Drittel der Waiſenrente (8 41 Abſ. 5) nicht überſteigen. 
§ 43. 
Iſt der Tod die Folge einer Dienſtbeſchädigung, ſo erhalten der Vater, die Mutter, der Großvater 
und die Großmutter Elternrente. 
8 44. 
Den Eltern werden gleichgeſtellt: 
1. Adoptiveltern, wenn ſie den Verſtorbenen vor der Dienſtbeſchädigung an Kindes Statt angenommen, 
2. Stief⸗ und Pflegeeltern, wenn fie den Verſtorbeneu vor der Dienſtbeſchädigung unentgeltlich 
unterhalten haben. 
§ 45. 
R Die Elternrente wird gewährt für die Dauer der Bedürftigkeit, wenn der Berſtorbene der Ernährer 
geweſen iſt oder nach dem Ausſcheiden aus dem Militärdienſte geworden wäre. 
Bedürftig iſt nur, wer erwerbsunfähig (§ 37 Abſ. 4) iſt oder als Mutter das 50. Lebensjahr und 
als Vater das 60. Lebensjahr vollendet und keinen Unterhaltungsanſpruch gegenüber Perſonen hat, die im- 
ſtande ſind, ausreichend für ihn zu ſorgen; außerdem darf das Einkommen der Eltern die Rente, die einem 
Beſchädigten bei Erwerbsunfähigkeit am Wohnſitze der Eltern nach 88 27 Abſ. 1, 51 und 87 zufteht, da“ 
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Einkommen eines Elternteils 60 vom Hundert dieſes Betrages nicht überſteigen. Hat eine erwerbsfähige 
Mutter noch für den Unterhalt und die Erziehung von Kindern zu ſorgen, fo wird fie der erwerbs⸗ 
unfähigen gleichgeſtellt. 8 
8 46. 

Die Elternrente beträgt für die Eltern zuſammen 50 vom Hundert, für den Vater oder die Mutter 
allein 30 vom Hundert der Vollrente des Verſtorbenen. 

Die Elternrente erhöht ſich, wenn mehrere Söhne infolge einer Dienſtbeſchädigung geftorban find, 
für jeden weiteren Sohn um ein Fünftel ihres Betrages. 


i 8 47. 
h Großeltern erhalten die Rente nur, wenn keine anſpruchsberechtigten Eltern vorhanden find. Die 
Vorſchriften der 88 45 und 46 gelten entsprechend. 
8 48. 
Die Elternrente darf 70 vom Hundert der Vollrente des Verſtorbenen nicht überſteigen. 


§ 49. 
Der Anſpruch auf Elternrente kann nur bis zum Ablauf von zwei Jahren nach dem Tode des 
Beſchädigten erhoben werden. 
. Iſt eine Elternrente wegen Wegfalls der Bedürftigkeit entzogen worden, ſo wird ſie beim Wieder⸗ 
eintritte der Bedürftigkeit auch nach Ablauf dieſer Friſt wieder gewährt. 

$ 50. 
6 Iſt eine Perſon, deren Hinterbliebenen eine Rente zuſtehen würde, verſchollen, ſo kann ihnen die 
Rente auch ſchon vor der Todeserklärung gewährt werden, wenn das Ableben des Verſchollenen mit hoher 
9 Wahrſcheinlichkeit anzunehmen iſt. Die Zahlung beginnt früheſtens mit dem Monat, der auf den mutmaß⸗ 
chen Todestag folgt. 
V. Die Rentenzahlung hört mit dem Ablauf des Monats auf, in dem nachgewieſen wird, daß der 
2 Totgeglaubte noch lebt. 
N Ortszulage. 

8 51. 
5 Hat ein Rentenempfänger ſeinen Wohnſitz in der Freien Stadt Danzig, ſo erhält er zu ſeinen 
3 Verſorgungsgebührniſſen eine Ortszulage. 
Dieſe beträgt an einem Orte der Ortsklaſſe 
A 25 vom Hundert 


9 5 
9 1 
D ae 7 


} der nach den 88 27 bis 30, 32, 37 bis 50 zu gewährenden Gebührniſſe. 

o 6 Für die Einſtufung der Orte in die einzelnen Ortsklaſſen iſt das Ortsklaſſenverzeichnis des Senats 
maßgebend. 
Beſteht der Wohnſitz gleichzeitig an mehreren Orten verſchiedener Ortsklaſſen, jo iſt die höhere Orts⸗ 
ii llaſſe maßgebend. 1 

7 Hat der Rentenempfänger ſeinen Wohnſitz im Ausland, ſo kann ihm eine Ortszulage entſprechend 
N den Vorſchriften der Abſ. 1 bis 4 gewährt werden. 


Friſten. 

§ 52. 
ö Der Beſchädigte muß den Verſorgungsanſpruch zur Vermeidung des Ausſchluſſes innerhalb zweier 
| Jahre nach dem Ausſcheiden aus dem Militärdienſt anmelden. 
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68.5 8 53. 

Nach Ablauf der Friſt kann der Anſpruch noch geltend gemacht werden, wenn 

1. Folgen einer Dienſtbeſchädigung erſt ſpäter in einem die Verſorgung begründenden Grade 
bemerkbar geworden ſind, 

2. Folgen einer Dienſtbeſchädigung zwar ſchon innerhalb der Friſt in einem die Verſorgung 
begründenden Grade bemerkbar geworden ſind, aber erſt nach Ablauf der Friſt, wenn auch in 
allmählicher, gleichmäßiger Entwickelung des Leidens, ſich weſentlich verſchlimmert haben, 

3. der Berechtigte an der Anmeldung durch Verhältniſſe verhindert worden iſt, die außerhalb ſeines 
Willens liegen, 

4. der Berechtigte ſich während eines unfreiwilligen Aufenthalts im Ausland in einer entſchuldbaren 
Unkenntnis über die Friſtvorſchrift befunden hat. 

Der Anſpruch iſt in dieſen Fällen binnen drei Monaten anzumelden, nachdem die Folgen der Dienſt⸗ 
beſchädigung oder die Verſchlimmerung bemerkbar geworden ſind oder die Vorausſetzungen der Nr. 3 und 4 
weggefallen ſind. 

§ 54. 


Hinterbliebene müſſen den Verſorgungsanſpruch zur Vermeidung des Ausſchluſſes innerhalb zweier 
Jahre nach dem Tode des Beſchädigten anmelden. f 
Die Vorſchriften des S 53 Ab. 1 Nr. 3 und 4 und Abſ. 2 gelten entſprechend. 


Beginn, Anderung und Aufhören der Verſorgung. 


$ 55. 

Die Zahlung der Rente beginnt, wenn der Anſpruch auf Verſorgung vor dem Ausſcheiden aus dem 
Militärdienſt angemeldet worden iſt, mit dem Ablauf des Monats, für den Beſoldungsgebührniſſe zuletzt 
zugeſtanden haben. Stehen dem Verſorgungsberechtigten für die auf den Monat des Ausſcheidens folgende 
Zeit Beſoldungsgebührniſſe zu, deren Betrag geringer iſt als die Rente, ſo wird ihm der Unterſchied vergütet. 

Iſt der Anſpruch erſt nach dem Ausſcheiden aus dem Dienſte angemeldet worden, ſo beginnt die 
Zahlung mit dem Monat, in dem die Vorausſetzungen für die Gewährung der Rente erfüllt ſind, früheſtens 
mit dem Monat, in dem die Anmeldung erfolgt oder das der Anmeldung entgegenſtehende Hindernis ($ 53 
Abſ. 1 Nr. 3) eingetreten iſt. Das gleiche gilt bei der Anmeldung eines höheren Anſpruchs. 

Die Zahlung der Kinderzulage beginnt unabhängig vom Zeitpunkt der Antragſtellung mit dem 
Monat, in dem die Vorausſetzungen erfüllt ſind. 

Eine Minderung oder Entziehung der Rente tritt mit dem Ablauf des Monats ein, der auf die 
Zuſtellung des die Veränderung ausſprechenden Beſcheides folgt, bei Kinder- und Ortszulage mit dem Ablauf 
des Monats, in dem die Vorausſetzungen weggefallen ſind. 


Die Heilbehandlung (§8 4 bis 20) und die berufliche Ausbildung ($ 21) beginnen bei Anmeldung 
vor dem Ausſcheiden aus dem Dienſte mit dem Tage des Ausſcheidens, bei Anmeldung nach dem Aus’ 
ſcheiden aus dem Dienſte mit dem Tage, an dem die Bedingungen für die Gewährung der Heilbehandlung 
oder der beruflichen Ausbildung erfüllt ſind, früheſtens mit dem Tage der Anmeldung. 


§ 56. 


Die Zahlung der Hinterbliebenenrente beginnt früheſtens mit dem auf den Sterbetag folgenden Monat, 
wenn jedoch Gebührniſſe für das Sterbevierteljahr nicht gezahlt werden, mit dem auf den Sterbetag 
folgenden Tage. 

Wird ein Anſpruch auf Hinterbliebenenrente erſt nach Ablauf eines Jahres nach dem Tode geltend 
gemacht, ſo beginnt die Zahlung mit dem Monat, in dem die Vorausſetzungen für die Gewährung der 
Rente erfüllt find, früheſtens mit dem Monat, in dem die Anmeldung erfolgt ift oder das der Anmeldung 
entgegenſtehende Hindernis (§ 53 Abſ. 1 Nr. 3) eingetreten iſt. f nd A 
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Für die nach dem Tode ihres Vaters geborenen Waiſen beginnt die Zahlung der Rente, wenn der 
Anſpruch innerhalb eines Jahres nach der Geburt geltend gemacht worden iſt, mit dem Monat der Geburt, 
ſonſt mit dem Monat, in dem die Anmeldung erfolgt iſt. 

Eine Erhöhung der Hinterbliebenenrente beginnt mit dem Monat, der auf das die Erhöhung 
begründende Ereignis folgt, die Erhöhung der Witwenrente ($ 37) jedoch früheſtens mit dem Monat, in dem 
der Antrag auf Erhöhung geſtellt wird. 

Sind Gebührniſſe für das Sterbevierteljahr gewährt, jo werden fie auf die für den gleichen Zeit⸗ 
raum zu zahlende Hinterbliebenenrente angerechnet. Überſteigt der Geſamtbetrag der für das Sterbeviertel⸗ 
jahr zuſtehenden Hinterbliebenenrente die Gebührniſſe für das Sterbevierteljahr, jo beſtimmen die Verſorgungs⸗ 
behörden endgültig, an wen der Mehrbetrag zu zahlen iſt. 

. 

Die Verſorgungsgebührniſſe werden neu feſtgeſtellt, wenn in den Verhältniſſen, die für die Feſt⸗ 
ſtellung maßgebend geweſen ſind, eine weſentliche Veränderung eintritt. 

Die Grundrente und die Schwerbeſchädigtenzulage dürfen nicht vor Ablauf von zwei Jahren nach 
Zuſtellung des Feſtſtellungsbeſcheids gemindert oder entzogen werden. Iſt durch eine Heilbehandlung oder 
durch eine berufliche Ausbildung eine weſentliche und nachhaltige Beſſerung der Erwerbsfähigkeit 
erreicht worden, ſo kann eine neue Feſtſtellung ſchon früher erfolgen. 


8 58. 

Die Rente kann entzogen werden, wenn ein Rentenempfänger ohne triftigen Grund einer ſchriftlichen 
Aufforderung zum Erſcheinen zu einer ärztlichen Unterſuchung nicht nachkommt oder ſich weigert, die zur 
Durchführung des Verfahrens von ihm geforderten Angaben zu machen, obwohl er auf dieſe Folge ſchriftlich 
hingewieſen worden iſt. Die Rente iſt auf Antrag wieder zu gewähren, wenn der Rentenempfänger ſeine 
Weigerung aufgibt. Eine Nachzahlung für die Zeit der Entziehung, die mindeſtens einen Monat betragen 
ſoll, erfolgt jedoch nicht. 


8 59. 1 

Wird der Beſchädigte von der Verſorgungsbehörde zu einer ärztlichen Unterſuchung vorgeladen 
oder zur Beobachtung einem Krankenhaus überwieſen, ſo ſind ihm die dadurch verurſachten notwendigen 
Reiſekoſten einſchließlich der Koſten der Verpflegung und Unterkunft ſowie entgangener Arbeitsverdienſt in 
angemeſſenem Umfang zu erſetzen. 

Iſt die Vorladung oder Beobachtung durch einen unbegründeten Antrag des Beſchädigten veranlaßt 
worden, ſo kann der Erſatz abgelehnt werden, ſofern ſich der Beſchädigte nicht in einem entſchuldbaren 
Irrtum befunden hat. U 

Erlöſchen und Ruhen des Rechtes auf Verſorgung. 
8 60. 

Der Beamtenſchein erliſcht, ſobald der Inhaber aus einer Stelle, die er auf Grund dieſes Scheines 
erhalten hat, mit Ruhegeld ausgeſchieden iſt. 

Er iſt verwirkt, wenn gegen den Inhaber rechtskräftig auf eine Strafe erkannt worden iſt, welche 
die dauernde Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter von Rechts wegen zur Folge hat. 

ö 8 61. f ; 

Die Verſorgung ruht: 

1. für die Dauer der Wiederverwendung im aktiven Militärdienſte; 

2. ſolange der Verſorgungsberechtigte nicht Danziger Staatsangehöriger iſt; 

3. ſolange der Verſorgungsberechtigte ohne Genehmigung des Senats ſeinen Wohnſitz außerhalb 
des Freiſtaates Danzig hat; . 

4. wenn gegen den Verſorgungsberechtigten wegen Hochverrats, Landesverrats, Kriegsverrats oder 
wegen Verrats militäriſcher Geheimniſſe die öffentliche Klage erhoben worden iſt, ſolange der 
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Aufenthalt des Verſorgungsberechtigten unbekannt ift. Die einbehaltenen Verſorgungsgebührniſſe 
werden ausgezahlt, wenn das Verfahren gegen den Verſorgungsberechtigten rechtskräftig ein⸗ 
geſtellt oder er rechtskräftig außer Verfolgung geſetzt, freigeſprochen oder zu geringerer als 
Zuchthausſtrafe verurteilt worden iſt; 

5. bei rechtskräftiger Verurteilung zu Zuchthausſtrafe wegen Hochverrats, Landesverrats, Kriegs- 
verrats oder wegen Verrats militäriſcher Geheimniſſe; 

6. ſolange der Verſorgungsberechtigte eine Freiheitsſtrafe von wenigſtens drei Monaten verbüßt oder 
in einem Arbeitshaus oder in einer Beſſerungsanſtalt untergebracht iſt. Die Unterhaltskoſten 
für den Blindenführerhund ($ 7 Abſ. 4) ruhen jedoch nicht. Körpererſatzſtücke, orthopädiſche 
und andere Hilfsmittel ($ 5 Abſ. 1) werden weiter gewährt und inſtand geſetzt. 

In den Fällen der Nr. 3, 4, 5 und 6 können den Angehörigen, deren Ernährer der Verſorgungs⸗ 
berechtigte geweſen iſt, bei Bedürftigkeit die Verſorgungsgebührniſſe ganz oder teilweiſe überwieſen werden, 
ſoweit fie nicht die Hälfte der Vollrente ($ 27 Abſ. 4) und die nach der Vollrente bemeſſene Frauenzulage 
( 29) und Kinderzulage ($ 30) mit der entſprechenden Ortszulage ($ 51) und Teuerungszulage (8 87) 
überſteigen. Hat der Verſorgungsberechtigte eine Zuſatzrente ($ 88 bis 95) bezogen, ſo kann auch die Hälfte 
dieſer Zusatzrente ſowie die ganze für die Kinder bewilligte Zuſatzrente mit der entſprechenden Teuerungs⸗ 
zulage an dieſe Angehörigen weitergezahlt werden. Werden die Rente und die Zuſatzrente nur für Kinder 
überwieſen, ſo dürfen dieſe nicht mehr erhalten, als wenn ſie Vollwaiſen wären. 

8 62. 

Hat ein nach dem Reichsverſorgungsgeſetze Verſorgungsberechtigter neben den Verſorgungs— 
gebührniſſen ein ſteuerbares Monatseinkommen von 270 Gulden, jo ruht ein Zehntel der Verſorgungs⸗ 
gebührniſſe. Für je weitere 35 Gulden ruht ein weiteres Zehntel. Dem Schwerbeſchädigten verbleibt die 
Schwerbeſchädigtenzulage mit der entſprechenden Ausgleichs- und Ortszulage, allen anderen Beſchädigten ein 
Betrag in Höhe der niedrigſten Schwerbeſchädigtenzulage ohne Ausgleichs- und Ortszulage. 

Bleibt das Einkommen einſchließlich der nicht ruhenden Rententeile hinter dem Einkommen zurück, 
das ſich unter Zugrundelegung des Höchſtbetrags der vorhergehenden Einkommensſtufe ergeben würde, ſo 
wird der Ruhensbetrag um dieſen Unterſchiedsbetrag ermäßigt. . 

Bei den Einkommensgrenzen ſind die nach dem Einkommenſteuergeſetze zuläſſigen Abzüge, Werbungs⸗ 
koſten uſw. ſowie die für den Beſchädigten zugelaſſene Ermäßigung der Einkommenſteuer entſprechend 
berückſichtigt; die der Ermäßigung der Einkommenſteuer für die Ehefrau des Beſchädigten entſprechenden 
Einkommensbeträge ſind von dem Jahreseinkommen noch abzuſetzen. Außerdem werden für jedes Kind, für 
das Verſorgungsgebührniſſe nach dem Reichsverſorgungsgefetze gewährt werden, 35 Gulden abgeſetzt. 

Für die Feſtſtellung des Einkommens kann die Veranlagung zur Einkommenſteuer zugrunde gelegt 
werden. Die Steuerbehörden ſind zu amtlicher Auskunft verpflichtet. 

Der Senat wird ermächtigt, die Einkommensgrenzen zur Anpaſſung an die Veränderungen der 
allgemeinen Wirtſchaftslage neu feſtzuſetzen. 

Auf die Empfänger einer Pflegezulage (8 31) finden dieſe Vorſchriften keine Anwendung. 

8 63. 

Das Recht des Beſchädigten auf Verſorgungsgebührniſſe ruht: 

1. neben einer Unfallrente der Unfallverſicherung in Höhe dieſer Rente, wenn beide Renten durch 
dieſelbe Geſundheitsſtörung bedingt find und die der Unfallrente zugrunde gelegte Minderung der 
Erwerbsfähigkeit bei Feſtſtellung der Minderung der Erwerbsfähigkeit im Sinne dieſes Geſetzes 
in vollem Umfang einbezogen worden iſt; 

2. neben Verſorgungsgebührniſſen, die aus einem anderen Militärverſorgungsgeſetze gezahlt werden, 
in Höhe dieſer Gebührniſſe; 

3. neben einer Penſion, die an einen penſionierten Beamten der Wehrmacht aus einem Beamten 
geſetze gezahlt wird, in Höhe dieſer Penſion dies gilt nicht für die in den 88 106 und 10 
aufgeführten Perſonen. 
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$ 64. 
Das Recht auf Witwenrente oder Waiſenrente ruht: 
1. neben einer Witwenrente oder Waiſenrente der Unfallverſicherung in Höhe dieſer Witwen⸗ oder 
Waiſenrente; f 
2. neben einem Witwen- oder Waiſengelde, das aus einem anderen Militärverſorgungsgeſetze gezahlt 
wird, in Höhe dieſer Gebührniſſe; 
3. neben einem Witwen- oder Waiſengelde, das an Hinterbliebene eines Beamten der Wehrmacht 
aus einem Beamtengeſetze gezahlt wird, in Höhe dieſer Gebührniſſe; dies gilt nicht für die Hinter⸗ 
bliebenen der in den §s 106 und 107 aufgeführten Perſonen. 


$ 65. 
Das Recht auf Elternrente ruht neben einer Elternrente der Unfallverſicherung in Höhe dieſer Rente 


8 66. 

Tritt das Erlöſchen oder Ruhen des Rechts auf Verſorgungsgebührniſſe nach den ss 60 bis 65, 
im Laufe eines Monats ein, ſo wird die Zahlung mit dem Ende des Monats eingeſtellt, tritt es am erſten 
Tage eines Monats ein, ſo hört die Zahlung mit dem Beginne des Monats auf. 

Lebt das Recht auf Verſorgungsgebührniſſe nach den §s 61 bis 65 wieder auf, fo hebt die Zahlung 
mit dem Beginne des Monats an. Fällt das Ereignis, welches das Wiederaufleben des Rechtes auf 
Verſorgungsgebührniſſe bedingt, auf den letzten Tag eines Monats, jo hebt die Zahlung mit dem Beginne 
des nächſten Monats an. 

Zahlung. 
§ 67. 5 

Die Verſorgungsgebührniſſe werden in Monatsbeträgen zuerkannt und monatlich im voraus gezahlt. 
Der Senat beſtimmt, wie die Beträge abzurunden ſind. 

Wenn im Ausland zu zahlende Verſorgungsgebührniſſe dort für den Verſorgungsberechtigten keine 
nennenswerte wirtſchaſtliche Bedeutung haben, kann die Auszahlung unterbleiben, ſofern nicht ein Empfangs⸗ 
berechtigter im Inland benannt wird. 

Hausgeld wird tageweiſe zuerkannt und mit Ablauf jeder Woche gezahlt. Die Gebührniſſe für das 


Sterbevierteljahr können auf einmal gezahlt werden. 


Übertragung, Verpfändung und Pfändung. 
§ 68. 
Der Anſpruch auf Verſorgungsgebührniſſe kann übertragen, verpfändet und gepfändet werden nur 
1. wegen eines Darlehns oder Vorſchuſſes, die dem Verſorgungsberechtigten auf ſeine Anſprüche 
von einer Hauptfürſorgeſtelle oder Fürſorgeſtelle der Kriegsbeſchädigten- und Kriegshinterbliebenen⸗ 
fürſorge, von Gemeinden und Armenverbänden ſowie von ſolchen gemeinnützigen Einrichtungen 
gewährt werden, denen von der Landeszentralbehörde die Genehmigung zur Gewährung von 
Darlehen und Vorſchüſſen erteilt iſt, 
2. wegen eines Anſpruchs auf Erfüllung einer geſetzlichen Unterhaltspflicht, 
3. wegen eines Anſpruchs des Staats auf Rückzahlung zu Unrecht erhobener Verſorgungsgebührniſſe, 
4. wegen eines Anſpruchs einer öffentlich-rechtlichen Körperſchaft auf Rückzahlung einer nach geſetz⸗ 
licher Verpflichtung gewährten Leiſtung. 
Mit Genehmigung der Hauptfürſorgeſtelle der Kriegsbeſchädigten- und Kriegshinterbliebenenfürſorge 
kann der Verſorgungsberechtigte auch abgeſehen von den Vorſchriften des Abſ. 1 den Anſpruch auf Ver- 
ſorgungsgebührniſſe ganz oder zum Teil auf andere übertragen. 8 
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$ 69. 

In den Fällen des § 68 Nr. 1 und 4 iſt die Übertragung, Verpfändung und Pfändung vor der 
Anweiſung der Verſorgungsgebührniſſe unbegrenzt, nach der Anweiſung nur bis zum halben Betrage der 
angewieſenen Gebührniſſe zuläſſig. 

Der Erſatzanſpruch der Hauptfürſorgeſtellen oder Fürſorgeſtellen der Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegs⸗ 
hinterbliebenenfürſorge geht den gleichen Anſprüchen anderer Berechtigter vor, es ſei denn, daß ſie vor dem 
Entſtehen ihres Anſpruchs den Anſpruch eines anderen Berechtigten gekannt haben. 


8 70. 
In den Fällen des $ 68 Nr. 2 iſt die Übertragung, Verpfändung und Pfändung inſoweit unzuläffig, 
als der Verſorgungsberechtigte der Gebührniſſe zur Beſtreitung ſeines Unterhalts oder zur Erfüllung einer 
ihm ſonſt geſetzlich obliegenden vorgehen den oder gleichſtehenden Unterhaltspflicht bedarf. 


8 7. 
In den Fällen des § 68 Nr. 3 iſt die Pfändung nur dem Verſorgungsberechtigten gegenüber 
zuläſſig, an den die Verſorgungsgebührniſſe zu Unrecht gezahlt worden ſind. 


Kapitalabfindung. 
8 72. N 
Perſonen, die auf Grund dieſes Geſetzes Anſpruch auf Verſorgungsgebührniſſe haben, können zum 
Erwerb oder zur wirtſchaftlichen Stärkung eigenen Grundbeſitzes durch Zahlung eines Kapitals abgefunden 
werden. Eine Kapitalabfindung kann auch dann gewährt werden, wenn Verſorgungsberechtigte zum Erwerb 
eigenen Grundbeſitzes einem gemeinnützigen Bau⸗ oder Siedelungsunternehmen beitreten wollen. 


§ 73. 
Eine Kapitalabfindung kann bewilligt werden, wenn 
1. die Verſorgungsberechtigten das 21. Lebensjahr vollendet und das 55. Lebensjahr noch nicht 
zurückgelegt haben; ausnahmsweiſe kann auch nach dem 55. Lebensjahr eine entſprechende Ab⸗ 
findung gewährt werden; 


2. der Verſorgungsanſpruch anerkannt iſt; 
3. nach Art des Verſorgungsgrundes nicht zu erwarten iſt, daß ſpäter die Verſorgungsgebührniſſe 


ganz wegfallen; 
4. für eine nützliche Verwendung des Geldes Gewähr beſteht. 
Erſcheint eine nützliche Verwendung des Geldes nicht gewährleiſtet, ſo iſt dem Antragſteller vor der 
Entſcheidung ſchriftlich Kenntnis von den Gründen und Gelegenheit zur Außerung zu geben. 


f 8 74. 

Die Kapitalabfindung kann für Beſchädigte zwei Drittel der gemäß 88 27 Abſ. 1 und 28 zu⸗ 
erkannten Rente und der Ortszulage, für Witwen zwei Drittel der gemäß § 37 Abſ. 1 zuftehenden Witwen“ 
rente und der Ortszulage umfaſſen, ſoweit dieſe Gebührniſſe vorausſichtlich dauernd zu zahlen bleiben. 

Die Abfindung kann auf einen Teilbetrag dieſer Gebührniſſe beſchränkt werden. 


8 75. 


Der Berechnung der Abfindungsſumme wird das Lebensjahr zugrunde gelegt, das der Antragſteller 


in dem auf den Tag der Antragſtellung folgenden Jahre vollendet. 
Der Anſpruch auf die Gebührniſſe, an deren Stelle die Kapitalabfindung tritt, erliſcht 


Erſten des auf die Auszahlung der Abfindungsſumme folgenden Monats. 


mit dem 
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8 76. 
Als Abfindungsſumme ift unter Berückſichtigung des Lebensalters das aus der nachſtehenden Auf⸗ 
ſtellung erſichtliche Vielfache der Verſorgungsgebührniſſe ($ 74) zu zahlen, und zwar bei dem 


21. Lebensjahr das 18 ½ fache 39. Lebensjahr das 14 fache 
22. 5 et 40. 5 1 13% 
23. „ " 18 " 41. " 1 13!/, * 
24. " " 173), " 42. * 11 13¼ 1 
25 * " 17½ " 43. " „ 13 * 
26 " „* 170 4 44. * „ 125% * 
27 " " 17 „5 45. 1 " 12¹/ 2 n 
28 7 " 168/ 1 46 1 „* 121/ 4 7 
29 " " 16½ 5 47 ” " 12 ” 
30. * 1 16½¼ 11 48. " „* 11¼ 1 
31. 7 8 5 49. g r 
32 " " 155 / 1 50. 1 " 10³/ 1 
33 " „* 15½ „0 51. * 1 10¼ „1 
34. 1 „ 151/ 4 52. " 1 95)/ 4 * 
35. 51 „ 15 „ 53. " „ 9 /; . 
36. 7 " 14% " 54. " „ 8/0 " 
37. 1 * 141), ” 55 ” * 8 / 1 
38 140% „ 


* ** 

des Jahresbetrages dieſer Gebührniſſe. 25 
Die beſtimmungsgemäße Verwendung des Kapitals iſt durch die Form der Auszahlung und in 
der Regel durch Maßnahmen zur Verhinderung alsbaldiger Weiterveräußerung des Grundſtücks oder des 
an ihm beſtehenden Rechtes zu ſichern. Zu dieſem Zwecke kann insbeſondere angeordnet werden, daß die 
Weiterveräußerung und Belaſtung des auf Grund der Kapitalabfindung erworbenen Grundſtücks innerhalb 
einer Friſt von nicht über fünf Jahren nur mit Genehmigung der Behörde zuläſſig iſt Dieſe Anordnung 
wird mit der Eintragung in das Grundbuch wirkſam. Die Eintragung erfolgt auf Erſuchen der zu⸗ 
ſtändigen Behörde. 

8 78. 
Die Abfindungsſumme iſt auf Erfordern inſoweit zurückzuzahlen, als ſie nicht innerhalb einer von 
der Behörde bemeſſenen Friſt beſtimmungsgemäß verwendet iſt. 


8 79. 
Wird der Zweck der Kapitalabfindung vereitelt, ſo iſt auf Erfordern der Behörde die Abfindungs⸗ 
ſumme zurückzuzahlen. 
Zur Sicherung der Rückzahlung der Abfindungsſumme kann die Behörde die Eintragung einer 
Sicherungshypothek verlangen. 
Die Verpflichtung zur Rückzahlung beſchränkt ſich auf den Betrag, auf den die Abfindungsſumme 
feſtzuſetzen geweſen wäre, wenn der Abgefundene den Antrag auf Kapitalabfindung im Zeitpunkt der Rück⸗ 


ford tellt hätte. 
erung geſtellt h 9 80 


Dem Abgefundenen können auf Antrag die durch die Kapitalabfindung erloſchenen Gebührniſſe 
gegen Rückzahlung der Abfindungsſumme wieder bewilligt werden, wenn er zur Erlangung einer anderen 
Erwerbsmöglichkeit das Grundſtück weiter veräußert oder wenn andere wichtige Gründe vorliegen. 

Die Vorſchrift des § 79 Abſ. 3 findet entſprechende Anwendung; der Berechnung ift der Zeitpunkt 


der Rückzahlung zugrunde zu legen. 


4 
1 


ER 


en Der nach 8 75 Abſ. 2 erloſchene Anſpruch lebt mit Wirkung vom Erſten des Monats wieder 


auf, in dem die Abfindungsſumme zurückgezahlt iſt. 
8 82. 

Schließt eine abgefundene Witwe eine weitere Ehe, ſo iſt die Abfindungsſumme binnen drei Monaten 
nach der Eheſchließung inſoweit zurückzuzahlen, als ſie den Geſamtbetrag der bei ihrer Feſtſetzung berückſichtigten 
und bis zu ihrer Wiederverheiratung fällig geweſenen Verſorgungsgebührniſſe überſteigt. Von dem hiernach 
zurückzuzahlenden Betrag iſt der Witwe der dreifache Jahresbetrag desjenigen Verſorgungsteils zu belaſſen, 
der der Kapitalabfindung zugrunde gelegt iſt. 

Zur Sicherung der Rückzahlung kann die Eintragung einer Sicherungshypothek oder eine andere 
Sicherheit verlangt werden. a 

Liegen beſondere Umſtände vor, ſo kann von der Rückzahlung ganz oder teilweiſe abgeſehen werden. 


8 83. 


Innerhalb der im § 78 vorgeſehenen Friſt iſt ein der ausgezahlten Abfindungsſumme gleichkommender 
Betrag an Geld, Wertpapieren und Forderungen der Pfändung nicht unterworfen. 


F 8 84. a 
Die Geſchäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit bei der Durchführung der von der Behörde angeordneten 
oder verlangten Maßnahmen zur Verhinderung alsbaldiger Weiterveräußerung des Grundſtücks oder des an 
ihm beſtehenden Rechts ſowie zur Sicherung der Rückzahlung der Abfindungsſumme ſind koſten- und 
ſtempelfrei. Dieſe Vorſchrift findet auf die den Notaren zukommenden Gebühren und Auslagen keine 
Anwendung. 
da 8 85. 


Fuür Verſorgungsberechtigte, denen vor dem 1. April 1920 eine Kapitalabfindung auf Grund der 
Geſetze über Kapitalabfindung an Stelle von Kriegsverſorgung bereits gewährt iſt, bleibt bei Zubilligung 


von Verſorgungsgebührniſſen auf Grund dieſes Geſetzes die bisherige Kapitalabfindung nach Maßgabe jener 


Geſetze beſtehen; auf die nach dieſem Geſetze feſtgeſtellten Verſorgungsgebührniſſe wird der Betrag, für den 
die Kapitalabfindung bewilligt worden iſt, angerechnet. 

Sind Verſorgungsgebührniſſe auf Grund des § 9 des Kapitalabfindungsgeſetzes für Offiziere vom 
26. Juli 1918 abgetreten, ſo wird der abgetretene Jahresbetrag auf die nach dieſem Geſetze zuſtehenden 
Verſorgungsgebührniſſe angerechnet. ; 

Liegen beſondere Umſtände vor, jo kann von der Anrechnung ganz oder teilweiſe abgeſehen werden. 


Schadenserſatz. 
8 86. 

Die nach dieſem Geſetze verſorgungsberechtigten Perſonen haben aus dem Grunde einer Dienſt— 
beſchädigung nur die auf dieſem Geſetze beruhenden Anſprüche. Unberührt bleiben jedoch die Anſprüche aus 
dem Reichshaſtpflichtgeſetze vom 7. Juni 1871 (Reichsgeſetzbl. S. 207). 

Soweit den Verſorgungsberechtigten ein geſetzlicher Anſpruch auf Erſatz des ihnen durch die 
Dienſtbeſchädigung verurſachten Schadens gegen Dritte zuſteht, geht dieſer Anſpruch im Umfang der durch 
dieſes Geſetz begründeten Pflicht zur Gewährung von Verſorgungsgebührniſſen auf den Staat über. 


2 


Teuerungszulage. 
8 87. 


A4 ur Anpaſſung der Verſorgungsgebührniſſe an die jeweilige Wirtſchaftslage wird eine Teuerungs⸗ 


zulage zu den Verſorgungsgebührniſſen gewährt, deren Ausmaß ſich nach den Veränderungen der Bezüge 
der Beamten richtet. Die Anpaſſung erfolgt gleichzeitig mit der Anderung für die Reichsbeamten. 


— 


| 
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Zuſatzrente. „ f 
8 88. een 
Zu der Beſchädigtenrente ($ 27), der Hinterbliebenenrente (88 37, 41, 46) und den in den 
88 13, 32, 40, 42, 97 und 105 Abſ. 5 genannten Gebührniſſen wird im Falle des Bedürfniſſes nach 
Maßgabe der SS 89 und 90 eine Zuſatzrente gewährt. f N * 
Keine Zuſatzrente erhalten: 
1. Beſchädigte, deren Erwerbsfähigkeit um weniger als 50 vom Hundert gemindert iſt, 
2. Witwen, die eine Witwenrente von 30 vom Hundert der Vollrente beziehen. 


58217 


8 89. 
Die Zuſatzrente beträgt jährlich: 
für einen Schwerbeſchädigten bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit - 
um 50 bis 60 vom Hunderte 2 145,80 G 
r . ER Tee 437,40 „ 
um mehr als 80 vom Hunderte „ 729, „ 
„Reine rentenberechtigte Witwe oder einen Empfänger von Witwerrente ($ 97) 437,40 „ 
„Keine rentenberechtigte vaterloſe Waiſmq eq 145,80 „ 
„ eine rentenberechtigte elternloſe c 218,70 „ 
„ /// yy / an 182,25 „ 
„ / y e in er 291,60 „ 
„ einen Empfänger von Hausgeld (G 13)))Fr men en 437,40 „ 
„ einen Empfänger von Übergangsgeld (8 32oꝶ·„7 » nun nne 437,40 „ 
„ eine Empfängerin von Witwenbeihilfe ( 40). » - + 2 . nn 291,60 „ 
einen Empfänger von Waiſenbeihilfe (S 42) 7777. 121,50 „ 
Außerdem erhalten Schwerbeſchädigte oder Hausgeldempfänger, wenn ſie 
für Kinder ſorgen, zu ihrer Zuſatzrente für jedes nnn! 145,80 „ 
8 90. : 


Die Zuſatzrente wird in vollem Betrage nur gewährt, wenn das regelmäßige Einkommen, das 

der Verſorgungsberechtigte neben den Verſorgungsgebührniſſen bezieht, folgende Höchſtgrenze nicht überſteigt: 

a) bei einem Beſchädigten oder einem Empfänger von Übergangsgeld den Betrag der einem 
Beſchädigten bei Erwerbsunfähigkeit nach 88 27 Abſ. 1, 30, 51 und 87 zuſtehenden Rente, 

bp) bei einer Witwe oder einem Witwer oder einer Waiſe den Betrag der einer erwerbsunfähigen 
Witwe nach §s 37 Abſ. 3, 51 und 87 zuſtehenden Rente ohne Ausgleichszulage. Die 
Einkommenshöchſtgrenze erhöht ſich bei einer Witwe oder einem Witwer mit Kindern für jede 
nicht voll im Erwerbsleben ſtehende Waiſe, für die ſie ſorgen, um 30 vom Hundert dieſes 
Betrags. 1771 

Die Zulahtenbe wird nur zum halben Betrage gewährt, wenn das Einkommen die im Abſ. 1 

angegebene Höchſtgrenze um nicht mehr als 50 vom Hundert überſteigt. 3 

Empfänger einer Elternrente erhalten ſtets eine Zuſatzrente, dieſe jedoch nur zum halben Betrage, 

wenn das Einkommen 60 vom Hundert der im 8 45 angegebenen Höchſtgrenzen überſteigt. 

Wenn das Einkommen des Verſorgungsberechtigten nicht feſtſtellbar iſt oder infolge beſonderer 

Verhältniſſe ein dringendes Bedürfnis zur Gewährung der Zuſatzrente in dem vorbezeichneten Umfang nicht 

vorliegt, kann die Zuſatzrente unter Berückſichtigung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe weiter herabgeſetzt oder 

verſagt werden. 9 91. 

Verſorgungsberechtigten, die nach ihrer Arbeitsfähigkeit in der Lage ſind, einem Erwerbe nachzugehen, 

die Übernahme einer ihnen nachgewieſenen trotz ihres Leidens geeigneten Arbeit aber ablehnen oder ihren 
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Arbeitsplatz wiederholt ohne berechtigten Grund verloren haben, kann die Zuſatzrente verſagt oder ent- 


ogen werden. 
= $ 92. 


Die Zuſatzrente kann auf befonderen Antrag für einen Zeitraum von drei Monaten vor der 


Antragſtellung nachgezahlt werden. 8 86 


Die Zuſatzrenten werden den Veränderungen der Wirſchaftslage in Anlehnung an die Teuerungs⸗ 
maßnahmen für die Reichsbeamten angepaßt. Ei 

Die Feſtſtellung und Auszahlung der Zuſatzrente liegt den Hauptfürforgeftellen und Fürſorgeſtellen 
der Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenenfürſorge ob, ſoweit nicht der Senat etwas anderes beſtimmt. 

Gegen die Entſcheidung der Fürſorgeſtelle kann Beſchwerde an die Hauptfürſorgeſtelle eingelegt 
werden. Dieſe entſcheidet endgültig; das Spruchverfahren iſt ausgeſchloſſen. 


$ 95. 
Für Rentenempfänger, die ihren Wohnſitz im Ausland haben, gelten die Vorſchriften über die 
Zuſatzrente (88 88 bis 94) nur, inſoweit der Senat eine entſprechende Anordnung trifft. 


Ausdehnung des Perſonenkreiſes. 
§ 96. 

Das Geſetz findet entſprechende Anwendung auf 

1. Perſonen, die ſich, in der Abſicht Militärdienſt. zu leiſten, auf dem Wege zum Beſtimmungs⸗ 

ort oder unmittelbar nach der Entlaſſung aus dem Militärdienſt auf dem Heimweg befinden, 

2. Perſonen, die zur Feſtſtellung ihrer Kriegsbrauchbarkeit einer militäriſchen Anordnung folgen, 

3. Beamte der Zivilverwaltung, die auf Befehl ihrer Vorgeſetzten zur Unterſtützung militäriſcher 

Maßnahmen verwendet und damit einem militäriſchen Befehlshaber unterſtellt find, 

4. das Perſonal der freiwilligen Krankenpflege, 

5. Perſonen, die auf Erſuchen eines militäriſchen Befehlshabers freiwillig Dienſt geleiſtet haben, 

6. Perſonen, die der Wehrmacht durch privatrechtlichen Dienſtvertrag zur Dienſtleiſtung ver⸗ 

pflichtet ſind, 

7. Schiffsjungen. 

Den nuter Nr. 5, 6 und 7 genannten Perſonen ſteht der Anſpruch nur zu, wenn die Dienft- 
beſchädigung auf die beſonderen nur dem Kriege eigentümlichen Verhältniſſe zurückzuführen iſt, den Schiffs” 
jungen ferner, wenn die Dienſtbeſchädigung ſich auf einem in Dienſt geſtellten Schiffe ereignet hat. 

8 97. 

Der Witwer einer unter § 96 fallenden Beſchädigten erhält eine Witwerrente auf die Dauer der 
Bedürftigkeit, wenn die infolge der Beſchädigung verſtorbene Ehefrau wegen der Erwerbsunfähigkeit ihres 
Ehemannes ſeinen Lebensunterhalt weſentlich aus ihrem Arbeitsverdienſte beſtritten hat. 

Für die Feſtſtellung der Erwerbsunfähigkeit des Witwers gelten die Vorſchriften des 8 37 Abſ. 4 
entſprechend. 

Die Witwerrente beträgt 60 vom Hundert der Vollrente, die der Verſtorbenen im Falle der Erwerbs⸗ 
unfähigkeit bei Lebzeiten zuſtehen würde. Hierzu wird die Ortszulage ($ 51), die Teuerungszulage (8 87) 
und nach Maßgabe der SS 88 bis 95 die Zuſatzrente gewährt. 

Ausſchluß der Anrechnung von Verſorgungsgebührniſſen auf das Arbeitsentgelt. 
§ 98. 

Bei der Bemeſſung des Arbeitsentgelts von Beſchäftigten, die Verſorgungsgebührniſſe nach dieſem 
Geſetz oder einem anderen Militärverſorgungsgeſetze (Renten-, Invalidenpenſionen, Verſtümmelungs⸗, Kriegs“ 
oder andere Zulagen, Kriegswitwen⸗ oder Kriegswaiſengeld, Kriegselterngeld) empfangen, dürfen dieſe 
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Gebührniſſe nicht zum Nachteil der Beſchäftigten berückſichtigt werden; insbeſondere ift es unzuläſſig, die 
Verſorgungsgebührniſſe ganz oder teilweiſe auf das Entgelt anzurechnen. 

Die Penſionen der ehemaligen Offiziere des Friedensſtandes, Deckoffiziere der Marine und Beamten 
der Wehrmacht werden durch die Vorſchrift des Abſ. 1 nicht berührt. 

8 99. 

Wird gegen die Vorſchrift des § 98 verſtoßen, jo können die in den 88 15 ff. der Verordnung über 
Tarifverträge, Arbeiter- und Angeſtelltenausſchüſſe und Schlichtung von Arbeitsſtreitigkeiten vom 23. Dezember 
1918 (Reichsgeſetzbl. S. 1456) vorgeſehenen Schlichtungsausſchüſſe gemäß § 20 daſelbſt angerufen werden. 
Hierzu iſt auch der beteiligte Beſchäftigte befugt; beſteht jedoch in dem Betriebe, dem Geſchäft oder der 
Verwaltung, dem er angehört, eine Betriebsvertretung der Arbeiter oder der Angeſtellten, ſo gilt dies nur 
dann, wenn dieſe ihre Vermittlung oder nach erfolgloſer Vermittlung die Anrufung des Schlichtungsausſchuſſes 
abgelehnt hat. 

In den Schlichtungsausſchuß iſt, falls er nicht bereits entſprechend zuſammengeſetzt iſt, ein 
unparteiiſcher Vorſitzender und als nichtſtändiger Vertreter der Arbeitnehmer ein Bezugsberechtigter im Sinne 
des 8 98 dieſes Geſetzes (§ 15 Abſ. 2, 4 und 5 der Verordnung vom 23. Dezember 1918) zu berufen. 

Kommt ein Schiedsſpruch zuſtande, dem ſich nicht beide Parteien unterwerfen, ſo kann er auf Antrag 
von der zuſtändigen höheren Verwaltungsbehörde für verbindlich erklärt werden. In dieſem Falle gilt der 
Arbeitsvertrag als dem Schiedsſpruch gemäß abgeändert. 


§ 100. 
Der Senat beſtimmt, welche Stellen höhere Verwaltungsbehörden im Sinne des 8 99 Abſ. 3 
dieſes Geſetzes ſind. 8 5 a 
Übergangs- und Schlußvorſchriften. 
§ 101. 
Das Geſetz findet auch auf die Perſonen Anwendung, deren Verſorgungsanſpruch ſich auf eine 
nach dem 31. Juli 1914 und vor dem 1. April 1920 beendete Dienſtleiſtung gründet. 
Soweit ſich Verſorgungsanſprüche auf eine vor dem 1. Auguſt 1914 beendete Dienſtleiſtung gründen, 
bleiben die bisher geltenden Vorſchriften in Kraft. 
Treffen Anſprüche, die ſich auf Geſundheitsſtörungen, wenn auch nicht auf Dienſtbeſchädigungen 
gründen, nach den Vorſchriften der Abſ. 2 und 3 bei einer Perſon zuſammen, ſo gilt nur dieſes Geſetz. 


§ 102. 

Die auf Grund der bisher geltenden Geſetze zu zahlenden Verſorgungsgebührniſſe werden nach dem 
1. April 1920 fo lange weitergezahlt, bis die Gebührniſſe nach dieſem Geſetze feſtgeſtellt find. Die Feſtſtellung 
erfolgt rückwirkend vom 1. April 1920 an; die nach Satz 1 gezahlten Beträge ſind anzurechnen. Sind die 
nach dieſem Geſetze feſtgeſtellten Gebührniſſe niedriger, als die bisher gewährten Gebührniſſe, ſo tritt die 
Minderung mit dem Ablauf des Monats ein, der auf die Zuſtellung des Beſcheides folgt. m 

8 58 gilt entſprechend. : 
$ 108. 

Beziehen die im § 101 Abſ. 2 genannten Perſonen am 1. April 1920 auf Grund des Mannſchafts⸗ 
verſorgungsgeſetzes vom 31. Mai 1906 eine Teilrente von 10 vom Hundert, ſo werden die ihnen nach dem 
Mannſchaftsverſorgungsgeſetz und den hierzu bis zum 1. April 1920 ergangenen Verordnungen und Erlaſſen 
zu zahlenden Gebührniſſe bis zum 31. Dezember 1920 weitergezahlt. Mit dem 1. Januar 1921 wird an 
Stelle dieſer Gebührniſſe von Amts wegen eine einmalige Abfindung in Höhe des dreifachen Jahresbetrags 

dieſer Gebührniſſe gewährt. 
f Beziehen die im $ 101 Abſ. 2 genannten Perſonen am 1. April 1920 auf Grund des Mannſchafts⸗ 
verſorgungsgeſetzes eine Teilrente von mehr als 10 vom Hundert und wird bei der erſten Nachprüfung auf 
Grund dieſes Geſetzes feſtgeſtellt, daß ihre Erwerbsfähigkeit infolge einer Dienſtbeſchädigung nicht oder um 
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weniger als 15 vom Hundert gemindert ift, ſo wird ihnen an Stelle der bisher bezogenen Gebührniſſe als 
Abfindung der Betrag gezahlt, der ihnen nach dem Mannſchaftsverſorgungsgeſetz und den hierzu bis zum 
1. April 1920 ergangenen Verordnungen und Erlaſſen bei einer Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit um 
10 vom Hundert bis zum 31. Dezember 1923 zu zahlen wäre. 

Die Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 gelten entſprechend, wenn ein Verſorgungsanſpruch vor dem 
1. April 1920 angemeldet, aber erſt nach dieſem Zeitpunkt anerkannt worden iſt. 

Sofern für einen Beſchädigten, deſſen Verſorgungsanſpruch ſich auf eine nach dem 31. Juli 1914 
beendete Dienſtleiſtung gründet, für eine nach dem 31. März 1920 liegende Zeit eine Teilrente von 10 vom 
Hundert feſtgeſtellt iſt, kommt dieſe mit dem 31. Dezember 1923 in Wegfall. 

Wer durch unverſchuldete Kriegsgefangenſchaft, Internierung oder ähnliche äußere Umſtände ver- 
hindert war, ſeine Anſprüche vor dem 1. April 1920 anzumelden, erhält, wenn er innerhalb dreier Monate | 
nach dem Fortfall der Hinderungsgründe feine Anſprüche anmeldet, und feine Erwerbsfähigkeit um nur 
10 vom Hundert gemindert iſt, eine der Vorſchrift des Abſ. 2 entſprechende Abfindung, mindeſtens aber | 

| 
| 


den dreifachen Jahresbetrag der dort genannten Teilrente von 10 vom Hundert. 

Nach Zahlung der Abfindungsſumme entſteht ein neuer Anſpruch auf Verſorgung nur nach den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes. Ein auf die Zeit der neuen Verſorgung entfallender Teilbetrag der Abfindungs— 
ſumme wird angerechnet. 

§ 104. a 

Beſchädigten, die im Dezember 1922 eine Rente von 20 vom Hundert nach den Vorſchriften des 
Reichsverſorgungsgeſetzes bezogen haben, werden die bisher nach dem Reichsverſorgungsgeſetze zu zahlenden 
Gebührniſſe bis zum 31. Juli 1923 weitergezahlt. Die Abfindung wird auch dann gewährt, wenn im 
Dezember 1922 die Rente von 20 vom Hundert ganz oder zum Teil geruht hat. 

Beſchädigte, die eine Rente von mehr als 20 vom Hundert nach den Vorſchriften des Reichsver— 
ſorgungsgeſetzes beziehen und bei denen nach dem Inkrafttreten dieſes Abänderungsgeſetzes eine Minderung 
der Erwerbsfähigkeit um weniger als 25 vom Hundert feſtgeſtellt wird, erhalten die gleiche Abfindung (Abſ. J); 
jedoch wird die Abfindungsſumme für jeden ſeit dem 1. Juli 1923 verfloſſenen vollen Monat um 16000 
Mark gekürzt. 

Die Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 gelten entſprechend, wenn ein Verſorgungsanſpruch vor dem 
1. Januar 1923 angemeldet, aber erſt nach dieſem Zeitpunkte für eine vor dem 1. Januar 1923 liegende 
Zeit anerkannt oder für einen Beſchädigten nach dem 31. Dezember 1922 eine Rente von 20 vom Hundert 
nach dem Reichsverſorgungsgeſetze feſtgeſtellt worden iſt. 

Nach Zahlung der Abfindungsſumme entſteht ein neuer Anſpruch auf Verſorgung nur nach den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes. Bis zum 30. Juni 1926 iſt aber die neu feſtgeſtellte Rente nur zu zahlen, 
ſoweit fie den Betrag von monatlich 16 000 Mark, zuzüglich eines Zuſchlags von 10 vom Hundert für 
jedes verſorgungsberechtigte Kind, das bei Bemeſſung der Abfindungsſumme berückſichtigt worden iſt, überſteigt. 


§ 105. 
Die Verſorgung der zu den Löhnungsempfängern gehörigen Kapitulanten, die ſeit dem 1. Aue i 
1914 aus dem aktiven Militärdienſt ausgeſchieden find, wird, ſoweit nicht nach den Vorſchriften dieſes GM 
ſetzes eine günſtigere Verſorgung zu gewähren iſt, nach dem Mannſchaftsverſorgungsgeſetze vom 31. Mal 
1906 feſtgeſtellt. Hierbei treten an Stelle der im § 9 des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes genannten Be. 
träge der Vollrente - ? 


für Feldwebel 425,25 G jährlich, 

„ Sergeanten 388,80 „ „ 

„ Unteroffiziere 352,35, „ 

„ Gemeine 315,90 „ „ 
Sind Löhnung oder Gehalt empfangende Kapitulanten, denen eine Dienſtzeitrente nach 8 1 Abſ. 39 

des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes zuſteht, ſeit dem 1. Auguſt 1914 im aktiven Militärdienſt wieder ve 
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wendet worden, fo erhöht fich ihre Rente mit jedem weiteren Dienſtjahr um drei Hundertſtel der Vollrente 
(Abs. 1) bis auf ihren vollen Betrag. a 

Zu der nach Abſ. 1 zuſtehenden Rente werden in ſinngemäßer Anwendung der $$ 29 und 30 die 
Frauenzulage und die Kinderzulage gewährt. 

Außerdem erhalten die Kapitulanten zu der nach Abſ. 1 und 3 berechneten Rente die Teuerungs⸗ 
zulage nach 8 87. 

I Ferner wird ihnen auf Antrag die Zuſatzrente in Höhe des Satzes für einen Empfänger von 
Übergangsgeld nach Maßgabe der SS 88 bis 95 gewährt. 
ö § 106. 

Die Offiziere, Deckoffiziere und Beamten des Beurlaubtenſtandes, deren Verſorgungsanſpruch ſich 
auf eine nach dem 31. Juli 1914 und vor dem 1. April 1920 beendete Dienſtleiſtung gründet und die in 
dieſer Zeit Penſionsanſprüche angemeldet haben, erhalten, wenn ihnen nach den bisher geltenden Vorſchriften 
höhere Gebührniſſe als nach dieſem Geſetze zuſtehen, bis zum 31. Dezember 1920 dieſe höheren Gebührniſſe 
an Stelle der nach dieſem Geſetze zuſtehenden Verſorgungsgebührniſſe. Vom 1. Januar 1921 ab wird ihnen 
Verſorgung nur nach dieſem Geſetze gewährt. Zum Ausgleich für den Fortfall der früheren höheren 
Gebührniſſe wird eine einmalige Abfindungsſumme gewährt. Dieſe beträgt das Dreifache des Unterſchieds 
zwiſchen dem Jahresbetrage der nach dieſem Geſetze zu zahlenden Gebührniſſe und den Gebührniſſen, die 
nach den früheren Vorſchriften am 1. Januar 1921 zu zahlen wären. 

Wer durch unverſchuldete Kriegsgefangenſchaft, Internierung oder ähnliche äußere Umſtände ver- 
hindert war, vor dem 1. April 1920 auszuſcheiden, und feine Anſprüche anzumelden, erhält, wenn er inner: 
halb dreier Monate nach dem Fortfall der Hinderungsgründe ſeine Anſprüche anmeldet, eine der Vorſchrift 
des Abſ. 1 entſprechende Abfindung, mindeſtens aber den dort genannten dreifachen Unterſchiedsbetrag. 

ei der Berechnung dieſes Betrages tritt an Stelle des 1. Januar 1921 der erſte Tag des auf die 
Anmeldung des Anſpruchs folgenden Monats. b 
Die Vorſchrift des § 103 Abſ. 6 gilt entſprechend. 
§ 107. 

Beamte der Zivilverwaltung, Geiſtliche und andere kirchliche Beamte, die nach dem 31. Juli 1914 
und vor dem 1. April 1920 als Beamte der Wehrmacht verwendet worden ſind, ohne zu den Beamten des 

eurlaubtenſtandes zu gehören, und die im § 96 Nr. 3 genannten zur Unterſtützung militäriſcher Maßnahmen 
verwendeten Zivilbeamten haben wegen einer in dieſer Zeit erlittenen Dienſtbeſchädigung Anſpruch auf 
erſorgung nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes ohne Rückſicht auf das Verbleiben im Zivildienſt. 

Iſt der Beamte nach dem 31. Juli 1914 und vor dem 1. April 1920 aus dem Zivildienſt aus⸗ 
eſchieden, ſo erhält er, wenn ihm nach den bisher geltenden Vorſchriften höhere Gebührniſſe als nach 
eſem Geſetze zu zahlen ſind, bis zum 31. Dezember 1920 an Stelle der niedrigeren dieſe höheren 
ebührniſſe. Vom 1. Januar 1921 ab wird, unabhängig von den Anſprüchen auf Zivilpenſion, Verſorgung 
nur nach dieſem Geſetze gewährt. Daneben ſteht den Beamten zum Ausgleich gegenüber den früheren 
hoheren Penſionsgebührniſſen eine einmalige Abfindungsſumme zu. Dieſe beträgt das Dreifache des 
nterſchieds zwiſchen dem Jahresbetrage der nach dieſem Geſetze zuſtehenden Verſorgungsgebührniſſe und 
er Zivilpenſion einerſeits und dem Jahresbetrage der im § 34 des Offizierpenſionsgeſetzes vom 31. Mai 
6 erwähnten insgeſamt zuſtehenden Penſionsgebührniſſe andererſeits. 

Die Vorſchriften des 8 103 Abſ. 6 und des § 106 Abſ. 2 gelten entſprechend. 
§ 108. j 
| Perſonen, die nach $ 35 des Offizierpenſionsgeſetzes vom 31. Mai 1906 nach dem 31. Juli 1914 
und vor dem 1. April 1920 einen Verſorgungsanſpruch angemeldet haben, erhalten, wenn ihnen nach den 
bis geltenden Vorſchriften höhere Gebührniſſe als nach dieſem Geſetze zu zahlen ſind, bis zum 31. 
Dezember 1920 an Stelle der niedrigeren dieſe höheren Gebührniſſe. Vom 1. Januar 1921 ab wird ihnen 
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Verſorgung nur nach dieſem Geſetze gewährt. Daneben ſteht ihnen zum Ausgleich gegenüber den früheren 
höheren Penſionsgebührniſſen eine einmalige Abfindungsſumme zu. Dieſe beträgt das Dreifache des Unter⸗ 
ſchieds zwiſchen dem Jahresbetrage der nach dieſem Geſetze zu zahlenden Verſorgungsgebührniſſe und der 
nach $ 35 des Offizierpenſionsgeſetzes zahlbaren Penſionsgebührniſſe. 

Iſt die Erwerbsfähigkeit um nur 10 vom Hundert gemindert, ſo erhalten ſie bis zum 31. Dezember 
1920 die nach § 35 des Offizierpenſionsgeſetzes zuſtehenden Gebührniſſe. Mit dem 1. Januar 1921 wird 
an deren Stelle eine einmalige Abfindungsſumme in Höhe des dreifachen Jahresbetrages der Penſions⸗ 
gebührniſſe gewährt. 

Die Vorſchriften des § 103 Abſ. 6 und des 8 106 Abſ. 2 gelten entſprechend. 

§ 109. 4 

Den Offizieren des Friedensſtandes, den Deckoffizieren der Marine, den Beamten und den Gehalt 
empfangenden Kapitulanten der Wehrmacht ſowie den infolge der Mobilmachung wieder verwendeten 
penſionierten Offizieren, Deckoffizieren, Beamten und Gehalt empfangenden Kapitulanten, deren Verſorgungs⸗ 
anſpruch ſich auf eine nach dem 31. Juli 1914 und vor dem 1. April 1920 beendete Dienſtleiſtung gründet 
und vor dem 1. April 1920 angemeldet worden iſt, ſteht die Wahl zwiſchen einer Verſorgung nach dieſem 
Geſetz oder nach den bisher für ſie geltenden Geſetzesvorſchriften frei. 

Die Wahl muß bis zum 31. März 1924 getroffen ſein. Dies gilt auch beim Bezuge von 


Übergangszulage und Übergangsgebührniſſen nach dem Offizierentſchädigungsgeſetze vom 13. September 1919 


Geichsgeſetzbl. S. 1654); die gewählte Verſorgung ſetzt aber erſt mit dem Fortfall dieſer Gebührniſſe ein. 
Wird die Wahl nicht ausgeübt, ſo bleiben die bisher geltenden Vorſchriften in Kraft. 

Wenn die Dienſtleiſtung nach dem 1. April 1920 beendet worden iſt, ſo kann zwiſchen einer 
Verſorgung nach dieſem Geſetz und nach den ſonſt geltenden Geſetzesvorſchriften gewählt werden. Die Wahl 
muß innerhalb dreier Jahre nach dem Ausſcheiden aus dem Militärdienſt erfolgen: wird ſie nicht ausgeübt, 
ſo werden die ſonſt geltenden Geſetzesvorſchriften angewendet. Neben der Penſion werden bei einer durch 
Dienſtbeſchädigung veranlaßten Minderung der Erwerbsfähigkeit um mindeſtens 50 vom Hundert die 
Schwerbeſchädigtenzulage ($ 27 Abſ. 1), die Pflegezulage ($ 31), Körpererſatzſtücke, orthopädiſche und andere 
Hilfsmittel ($ 7) nach Maßgabe dieſes Geſetzes gewährt, wenn die Folgen der Dienſtbeſchädigung in einer 
Verſtümmelung beſtehen oder infolge der Dienſtbeſchädigung ein vorzeitiges Ausſcheiden aus dem Militär 
dienſte veranlaßt wird; dieſe Verſorgung wird jedoch nur gewährt, ſolange infolge der Dienſtbeſchädigung 
keine Gebührniſſe auf Grund anderer Geſetzesvorſchriften zuſtehen. 

Die nach Abf. 1 bis 3 zugelaſſene Wahl iſt endgültig. Wenn die für die Wahl maßgebenden 
Verhältniſſe ſich weſentlich geändert haben, kann die Verſorgungsbehörde die Wahl bis zum 31. März 1924 
erneut zulaſſen. Im übrigen hat der Verſorgungsberechtigte jederzeit das Recht, wenn er auf die ihm 
infolge Dienſtbeſchädigung zuſtehende Verſorgung verzichtet, die Gebührniſſe zu beziehen, die er auf Grund 
ſonſtiger geſetzlicher Vorſchriften ohne Rückſicht auf Dienſtbeſchädigung beanſpruchen kann. 

8 110. 
Hinterbliebene von Verſtorbenen, deren Dienſtleiſtung nach dem 31. Juli 1914 und vor dem 


1. Januar 1921 beendet worden iſt, haben Anſpruch auf Verſorgung nach den früheren Geſetzen, wenn dieſe 


für ſie günſtiger iſt. Bei der Prüfung, welche Verſorgung günſtiger iſt, iſt ein Ruhen der Rente nach 8 61 
Abſ. 1 Nr. 3, 4, 5 und 6 nicht zu berückſichtigen. 
8 111. 

Der Lauf der Friſten der 88 49, 52 und 54 beginnt früheſtens mit dem 1. März 1924; die Friſt 
für den Anſpruch auf Elternrente läuft früheſtens vom 31. März 1926 ab. 

Soweit durch das Geſetz zur Abänderung des Reichsverſorgungsgeſetzes und anderer Verſorgungs“ 
geſetze neue Verſorgungsrechte eingeräumt werden, beginnt der Lauf der Friſten früheſtens mit dem 1. Januar 
1923. Die hiernach zuſtehenden Verſorgungsgebührniſſe können rückwirkend vom 1. Dezember 1923 ab 
gewährt werden, wenn der Antrag vor dem 1. April 1924 geſtellt worden iſt. 
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g 112. 
Nachzahlungen für einen vor dem 1. Dezember 1923 liegenden Zeitpunkt finden nicht mehr ftatt. 
§ 113. 
Sofern in einzelnen Fällen aus den Vorſchriften dieſes Geſetzes beſondere Härten ſich ergeben, 
kann der Senat einen Ausgleich gewähren. 


8 114. 
Die Ausführungsvorſchriften ergehen durch den Senat, der auch ermächtigt wird, bindende Vor— 
ſchriften zur Durchführung der §8§ 7, 25 Abſ. 3 und 28 zu erlaſſen. 


Geſetz 
über die Verſorgung der vor dem 1. Auguſt 1924 aus der Wehrmacht ausgeſchiedenen 
Militärperſonen und ihrer Hinterbliebenen (Altrentnergeſetz). 
8 1. 

Für die früheren Angehörigen der deutſchen Wehrmacht und ihre Hinterbliebenen, die durch den 
Verſailler Vertrag vom 28. Juni 1919 die deutſche Reichsangehörigkeit verloren und die Danziger Staats⸗ 
angehörigkeit erworben haben, gilt, ſoweit ihnen Verſorgungsgebührniſſe nur infolge einer vor dem 
1. Auguſt 1914 beendeten Dienſtleiſtung zuerkannt ſind oder nach den vor dem Reichsverſorgungsgeſetze 
vom 12. Mai 1920 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 989) erlaſſenen Militärverſorgungsgeſetzen noch zuerkannt werden 
können, das Reichsverſorgungsgeſetz nach Maßgabe der nachfolgenden Vorſchriften. Der Verſorgungs⸗ 
berechtigte wird jedoch nach den bisher für ihn geltenden Geſetzen verſorgt, wenn er dies innerhalb eines 
Monats nach Zuſtellung des Beſcheids über die Neufeſtſtellung der Verſorgungsgebührniſſe beantragt. 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 gelten nicht für die mit Ruhegehalt verabſchiedeten Berufsoffiziere, 
deckoffiziere und -beamten der Wehrmacht und ihre Hinterbliebenen. 

8 2. 
Die neue Feſtſtellung der ſchon früher bewilligten Verſorgungsgebührniſſe erfolgt ohne Antrag. 
Dabei gelten die nach den vor dem Mannſchaftsverſorgungsgeſetze vom 31. Mai 1906 (Reichs-Geſetzbl. S. 593) 
erlaſſenen Militärverſorgungsgeſetzen als „dauernd gänzlich erwerbsunfähig“ anerkannten Beſchädigten auch 
im Sinne des Reichsverſorgungsgeſetzes als erwerbsunfähig, die „dauernd größtenteils Erwerbsunfähigen“ 
als 70 vom Hundert und die „dauernd teilweiſe Erwerbsunfähigen“ als 30 vom Hundert in der Erwerbs⸗ 
fähigkeit gemindert, es ſei denn, daß eine Nachprüfung ein anderes Ergebnis hat. 

8 3. 
Heilbehandlung, Krankengeld und Hausgeld ſoll den Beſchädigten nach den Vorſchriften der 88 4 
bis 20 des Reichsverſorgungsgeſetzes gewährt werden. Auf Körpererſatzſtücke, orthopädiſche und andere 
Hilfsmittel haben ſie in dem im $ 7 des Reichsverſorgungsgeſetzes vorgeſehenen Umfang Anſpruch. 

8 4. 
. Die in den §§ 32, 33 und 52 des Reichsverſorgungsgeſetzes enthaltenen Vorſchriften über das 
Übergangsgeld, den Beamtenſchein und die Anmeldefriſt finden auf die nach dieſem Geſetze zu verſorgenden 


Perſonen keine Anwendung. 9 


0. 
Der Senat kann an Stelle der nach den $$ 68 bis 71 des Reichsverſorgungsgeſetzes zur Mit⸗ 
wirkung berufenen Hauptfürſorgeſtellen und Fürſorgeſtellen der Kriegsbeſchädigten⸗ und Kriegshinterbliebenen⸗ 
5 fürſorge deren Aufgaben auf andere Behörden übertragen. 2 
8 6. 
Nur auf ſolche Perſonen, die auf Grund der Kapitalabfindungsgeſetze vom 3. Juli 1916 (Reichs⸗ 
Geeſetzbl. S. 680) (mit dem Ergänzungsgeſetze vom 26. Juli 1918 — Reichsgeſetzbl. S. 993) „oder vom 
286. Juli 1918 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 994) Kapitalabfindung erhalten konnten, finden die Vorſchriften der 
S8 72 bis 85 des Reichsverſorgungsgeſetzes Anwendung. 
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8 7. 


Soweit die im § 1 Abſ. 1 genannten Beſchädigten am 1. Januar 1921 eine Teilvente von 10 vom 
Hundert nach dem Mannſchaftsverſorgungsgeſetze vom 31. Mai 1906 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 593) oder unab⸗ 
hängig von der Minderung der Erwerbsfähigkeit eine Invalidenpenſion fünfter Klaſſe nach dem Militär 
penſionsgeſetze vom 27. Juni 1871 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 275) oder eine Invalidenpenſion vierter Klaſſe nach 
dem preußiſchen Geſetze vom 6. Juli 1865 (Preußiſche Geſetzſamml. S. 777) oder dieſen Penſionen ent⸗ 
ſprechende Verſorgungsgebührniſſe auf Grund anderer Militärverſorgungsgeſetze bezogen haben, werden ihnen 
die nach den bisher für ſie geltenden Geſetzen und den hierzu bis zum 1. Januar 1921 ergangenen Ver⸗ 
ordnungen und Erlaſſen zu zahlenden Gebührniſſe bis zum 31. Dezember 1921 weitergezahlt. Mit dem 
1. Januar 1922 wird an Stelle dieſer Gebührniſſe von Amts wegen eine einmalige Abfindung in Höhe des 
dreifachen Jahresbetrags gewährt. Der Berechnung des Jahresbetrags wird der für Dezember 1921 gezahlte 
Monatsbetrag zugrunde gelegt, ſoweit er nach den bis zum 1. April 1920 ergangenen Verordnungen und 
Erlaſſen zu zahlen war. 

Das gleiche gilt für alle in den 88 45 Nr. 1 und 2 und 47 des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes 
genannten Beſchädigten und für die im § 74 Abſ. 1 und 2 des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes genannten 
früheren Schutztruppenangehörigen, deren Erwerbsfähigkeit nach dem Mannſchaftsverſorgungsgeſetz um 
10 vom Hundert gemindert oder wiederhergeſtellt iſt, die aber die für ſie günſtigere Verſorgung nach den 
vor dem Mannſchaftsverſorgungsgeſetz ergangenen Militärverſorgungsgeſetzen oder zum Ausgleich des Unter- 
ſchieds zwiſchen dieſer Verſorgung und der nach dem Mannſchaftsverſorgungsgeſetz einen Zuſchuß bezogen haben. 

Wenn die im § 1 Abſ. 1 genannten Beſchädigten zwar höhere geſetzliche als die vorſtehend ge— 
nannten Verſorgungsgebührniſſe am 1. Januar 1921 bezogen haben, aber bei der erſten Nachprüfung auf 
Grund dieſes Geſetzes feſtgeſtellt wird, daß ihre Erwerbsfähigkeit infolge einer Dienſtbeſchädigung nicht oder 
um weniger als 15 vom Hundert gemindert iſt, ſo wird ihnen an Stelle der bisher bezogenen Gebührniſſe 
als Abfindung der Betrag gezahlt, der ihnen unter den Vorausſetzungen des Abſ. 1 (als Empfängern einer 
Teilrente von 10 vom Hundert, einer Invalidenpenſion fünfter Klaſſe uſw.) bis zum 31. Dezember 1924 
zu zahlen wäre. 

Nach Zahlung der Abfindungsſumme entjteht ein neuer Anſpruch auf Verſorgung nur nach den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes. Ein auf die Zeit der neuen Verſorgung entfallender Teilbetrag der Abfindungs⸗ 


ſumme wird angerechnet. 8 8 


Für die im § 1 Abſ. 2 des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes genannten Kapitulanten (Löhnung⸗ und 
Gehaltsempfänger) und die nach den Vorſchriften des Militär-Penſionsgeſetzes vom 27. Juni 1871 oder 
den Vorſchriften des preußiſchen Geſetzes vom 6. Juli 1805 oder den entſprechenden Vorſchriften anderer 
Militärverſorgungsgeſetze auf Grund von mindeſtens achtjähriger Dienſtzeit unabhängig von Dienſtbeſchädigung 
verſorgten Militärperſonen der Unterklaſſen, die vor dem 1. Auguſt 1914 aus dem aktiven Militärdienſt 
ausgeſchieden und nicht nach dem Reichsverſorgungsgeſetze zu verſorgen ſind, gelten die Vorſchriften des 
$ 105 Abſ. 1 und 3 bis 5 des Reichsverſorgungsgeſetzes. 

Die nach einer Dienſtzeit von mindeſtens achtzehn Jahren auf Grund des § 1 Abſ. 3 des Mann⸗ 
ſchaftsverſorgungsgeſetzes verſorgten Kapitulanten einſchließlich der ſeit 1. Auguſt 1914 ausgeſchiedenen, nicht 
nach dem Wehrmachtverſorgungsgeſetz zu verſorgenden Kapitulanten ($ 105 des Reichsverſorgungsgeſetzes) 
und die unabhängig von Dienſtbeſchädigung nach mindeſtens achtzehnjähriger Dienſtzeit auf Grund der 
früheren Geſetze verſorgten Militärperſonen der Unterklaſſen haben Anſpruch auf die nach den Vorſchriften 
des § 11 des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes berechneten Renten. An Stelle der Vollrente des Mannſchafts 
verſorgungsgeſetzes tritt hierbei die Vollrente des Reichsverſorgungsgeſetzes (§ 29), zu dieſer Rente wird 
die Frauenzulage ($ 29) Kinderzulage ($ 30), Ortszulage (8 51) und Teuerungszulage ($ 87) und auf 
Antrag Zuſatzrente in Höhe des Satzes für einen Empfänger von Übergangsgeld nach Maßgabe der 
88 88 bis 95 gewährt. Sind dieſe Perſonen ſeit 1. Auguft 1914 im aktiven Militärdienſt wieder ver 
wendet worden, ſo erhöht ſich ihre Rente mit jedem weiteren Dienſtjahr um drei Hundertſtel dieſer Voll 
rente bis auf ihren vollen Betrag. 
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Die Gehalt empfangenden Kapitulanten, die bisher nach $ 90 des Militärverſorgungsgeſetzes vom 
27. Juni 1871 oder nach § 10 Abſ. 2 des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes vom 31. Mai 1906 verſorgt 
wurden, werden, ſofern ſie mindeſtens achtzehn Jahre gedient haben, vom 1. Januar 1923 ab ſo verſorgt, 
als wenn ſie beim Ausſcheiden aus der Wehrmacht Reichsbeamte geweſen wären. Das gleiche gilt für die 
Löhnung empfangenden Kapitulanten, die einen penſionsfähigen Zuſchuß zu der Friedenslöhnung erhielten, 
wenn ſie fünfundzwanzig Dienſtjahre haben. 

Für alle auf Grund der Abſ. 1 und 2 und auf Grund des § 105 des Reichsverſorgungsgeſetzes 
verſorgten Perſonen gelten hinſichtlich des Ruhens die Vorſchriften des $ 36 des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes. 

Die Abſ. 1 bis 4 gelten auch für die Gehalt empfangenden Kapitulanten, die auf Grund des 
§ 109 des Reichsverſorgungsgeſetzes Verſorgung nach den vor dem Reichsverſorgungsgeſetz erlaſſenen 
Geſetzesvorſchriften gewählt haben. 8 9 


Für die Hinterbliebenen der im § 8 Abſ. 2 genannten Kapitulanten und für die Hinterbliebenen 
der während der Zugehörigkeit zur Wehrmacht nach zehnjähriger Dienſtzeit geſtorbenen Militärperſonen der 
Unterklaſſen wird Verſorgung nach den Vorſchriften der 88 36 bis 39 und 41 des Reichsverſorgungsgeſetzes 
gewährt, ohne daß der Nachweis eines urſächlichen Zuſammenhanges des Todes mit einer Dienſtbeſchädigung 
geführt werden braucht. 

Die Hinterbliebenen der im § 8 Abſ. 3 genannten Kapitulanten werden vom 1. Januar 1923 ab 
ſo verſorgt, als wenn der Verſtorbene bei der Beendigung ſeiner Dienſtzeit in der Wehrmacht Reichsbeamter 
geweſen wäre. 

Für das Ruhen der Hinterbliebenenbezüge, die auf Grund des Abſ. 1 gewährt werden, gilt das 
Militärhinterbliebenengeſetz vom 17. Mai 1907 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 214). 

8 10. N 

Die Offiziere, Deckoffiziere und Beamten des Beurlaubtenſtandes, die Beamten der Zivilverwaltung, 
Geiſtliche und andere kirchliche Beamte, die nicht zu den Beamten des Beurlaubtenſtandes gehören, ferner 
die im § 35 des Offizierpenſionsgeſetzes vom 31. Mai 1906 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 565) genannten Perſonen, 
die gegen den Militärfiskus Anſpruch auf Penſion haben und die nach § 1 zu verſorgen find, erhalten, 
wenn ihnen nach den bisher geltenden Vorſchriften höhere Gebührniſſe als nach dieſem Geſetze zuſtehen, bis 
zum 31. Dezember 1921 dieſe höheren Gebührniſſe. Vom 1. Januar 1922 ab wird ihnen Verſorgung nur 
nach dieſem Geſetze gewährt. Zum Ausgleich für den Fortfall der früheren höheren Gebührniſſe wird ihnen 
eine einmalige Abfindungsſumme gewährt. Dieſe beträgt für die Offiziere, Deckoffiziere und Beamten des 
Beurlaubtenſtandes und für die im § 35 des Offizierpenſionsgeſetzes genannten Perſonen das Dreifache des 
Unterſchieds zwiſchen dem Jahresbetrage der nach dieſem Geſetze zu zahlenden Gebührniſſe und den 
Gebührniſſen, die nach den früheren Vorſchriften am 1. Januar 1922 zu zahlen wären. 

Für die Beamten der Zivilverwaltung, die Geiſtlichen und anderen kirchlichen Beamten beträgt die 
Abfindungsſumme das Dreifache des Unterſchieds zwiſchen dem Jahresbetrage der ihnen nach dieſem Geſetze 
zuſtehenden Verſorgungsgebührniſſe und der ihnen daneben zuſtehenden Zivilpenſion einerſeits und dem 
Jahresbetrage der ihnen bisher insgeſamt zuſtehenden Penſionsgebührniſſen anderſeits. 

Die Vorſchrift des 8 7 Ubi. 4 gilt en 

LS 

Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1921 in Kraft. Nachzahlungen für einen vor dem 
1. Dezember 1923 liegenden Zeitpunkt finden nicht 9 15 

Die auf Grund der bisher geltenden Geſetze zu zahlenden Verſorgungsgebührniſſe werden nach dem 
1. Januar 1921 jo lange weitergezahlt, bis die Gebührniſſe nach dieſem Geſetze feſtgeſtellt find. Die Feſt⸗ 
ſtellung erfolgt rückwirkend vom 1. Januar 1921 an; die nach Satz 1 gezahlten Beträge ſind anzurechnen. 
Sind die nach dieſem Geſetze eee eee, als die bisher gewährten Gebührniſſe, jo 
tritt die Minderung mit dem Ablauf des Monats ein, der auf die Zuſtellung des Beſcheids folgt. 
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8 13. 
Der Lauf der in den §s 49 und 54 des Reichsverſorgungsgeſetzes bezeichneten Friſten beginnt für 
die im § 1 genannten Hinterbliebenen früheſtens mit dem 1. März 1924. 5 
§ 14. 
Sofern in einzelnen Fällen aus den Vorſchriften dieſes Geſetzes beſondere Härten ſich ergeben, 
kann der Senat einen Ausgleich gewähren. 


8 15. 
Die Ausführungsbeſtimmungen erläßt der Senat. 
Danzig, den 26. Auguſt 1924. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


98 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
f Geſetz 
über die Zwangsauflöſung von Familiengütern. Vom 2. 9. 1924. 
x Einziger Paragraph. 
Das Fideikommißvermögen wird mit Wirkung vom 10. März 1919 freies Eigentum des Fidei⸗ 
kommißbeſitzers. 
Danzig, den 2. September 1924. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Wiereinski. 


99 Volketag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
betreffend Aenderung des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. Vom 2. 9. 1924. 
e Artikel 1. 
Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz in der Faſſung der Verordnung betreffend die Umſtellung beſtehender 
Geſetze auf Gulden vom 23. Oktober 1923 — Geſetzblatt Seite 1101 — wird dahin geändert: 
In 8 23 Nr. 1 wird die Zahl „dreihundert“ erſetzt durch „achthundert“. 
Artikel 2. 
Dieſes Geſetz findet keine Anwendung auf die bereits anhängig gewordenen bürgerlichen Rechts⸗ 
ſtreitigkeiten. 
Danzig, den 2. September 1924. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Wiereinski. 


+ 


—— — ¹ͥ H — 
* monatlich a) für das * für die Freie Stadt Danzig 100 G, 3 für den Staatsanzeiger 
für die Freie Stadt Danzig Teil I 0,75 G, c) für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil II 1,0 G. 
Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu a — Für Beamte (fiehe Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugs 
preis zu a) 0,60 G, zu b) 0,4 G. Für Beamte gilt auch vierteljährliche Bezugszeit. 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetblattes und Stgatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


